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Alle Räder ſtehen ſtill
Der Generalſtreik vollkommen! Die Regierung überlegt! Das Bürgertum verſchärft die
Kampfſtimmung! Beſitzende als Alleinherrſcher? oder Mitbeſtimmung der Arbeiter!

Ueberall Ruhe und Ordnung deshalb hetzt die Schwindelpreſſe!
Ausbreltung des 6trells.

Infolge der Stillegung des Telegraphenamtes können Einzel-
heiten aus dem Bezirk heute nicht berichtet werden. Soweit aber
bis Dienstag abend Nachrichten vorlagen, iſt mitzuteilen:

Jn Leipzig iſt durch den weiter unten folgenden Beſchluß
die Solidarität bekundet. Mit den Maſſenverſammlungen, die
heute früh in Leipzig tagen, ſetzt dort die Streikbewegung auch
in voller Schärfe ein.

Aus E rfurt wird berichtet, daß auch dort der Eiſenbahn
betrieb infolge Streiks zum Stillſtand kommt. Ebenſo liegt die
Strecke Corbetha- Leipzig ſtill. Wenn bis zu einzelnen
Orten der Umgegend geſtern noch lokaler Pendelverkehr auf
recht erhalten wurde, ſo waren das die letzten Ueberreſte des
Verkehrs, die den heutigen Tag nicht mehr überdauern werden.

Jm Jndnuſtriebezirk Rie ſaGröba (Sachſen), der zum
größten Teil noch unter dem Einfluſſe der Regierungsſozialiſten
ſteht, hat die Streikbewegung eingeſetzt, und zwar als Demon
ſtrationsſtreik gegen die Beſtrebungen, die Arbeiterſchaft ſchritt
weiſe um ihre revolutionären Rechte zu bringen.

Bei Elſterwerda und im Bockwitzer Nevier iſt nun
mehr auf allen Braunkohlengruben die Arbeit vollſtändig ein
geſtellt, ſo daß in den nächſten Tagen auch das rieſige Lauch
hammer-Werk vollſtändig ſtilliegt und keinen elektriſchen
Strom mehr an die Ueberlandzentralen der ganzen Gegend ab-
geben kann.

Die Stadt Berlin wird von der Streikbewegung nicht nur
durch Eiſenbahnverkehrsſtockungen berührt, ſondern auch durch
die völlige Stillegung der Kohlengrube in Golpa und des an
geſchloſſenen großen elektriſchen Kraftwerkes bei Zſchorne-
witz. Seit Dienstag früh wird von dort aus kein Strom nach
Berlin gegeben und da dieſes Werk eine der Hauptkraft- und
BVeleuchtungsquellen für GroßBerlin iſt, liegt Berlin teilweiſe
im Dunkeln.

Re Vorgeſchichte des 6trells

Seit Mitte Januar verlangen die Bergleute Mitteldentſch
lands ſtürmiſch nach Vorbereitungen für die ver-
ſprochene Sozialiſierung der Bergwerke. Dieſe
Bewegung wurde ſofort durch den BVezirks-Arbeiter- und Sol
datenrat in geokdnete Bahnen zu leiten verſucht. 4

Nach zahlreichen Telegrammen, Telephongeſprächen und
ſchriftlichem Verkehr mit Regierungsſtellen und nach Verhand-
lungen mit dem preußiſchen Handelsminiſterinm, was alles
innerhalb drei Wochen zu keinerlei klärendemErgebnis führtte, wurde in Weimar am 6. Februar dring-
lichſt mit der Reichsregierung über die Anerkennung des Mit-
beſtimmungsrechtes der Bergarbeiter durch ihre Betriebsräte
zu verhandeln verſucht

Reichsminiſter Wiſſell wies die Beauftragten wieder an
das preußiſche Handelsminiſterinm, wo verſucht werden köne,
die Betriebsräte mit der Reichsverordnung vom 15. Jannar in
Einklang zu bringen.

Jm preußiſchen Handelsminiſterium wurden die Ver-
treter der Bergarbeiter am 9. Februar nicht angenommen, da
der zuſtändige Miniſter nicht anweſend ſei. Der Unterſtaats
ſekretär und der Dezernent verhandelten nicht.

Am 20. Febrnar wurde in Gemeinſchaft mit der Eſſener
Nenner kommiſſion und einigen Abgeordneten beider
ſozialdemokratiſcher Parteien mit der Reichsregierung und der
preußiſchen Regierung über die Anerkennung der Betriebsräte
und ihrer Kontrollrechte verhandelt.

Für den 21. Februar wurde eine engere Kommiſſion nieder-
geſetzt, die weiterverhandelte. Als äußerſtes Entgegenkommen
der Regierung wurde eine indirekte Wahl von Betriebs-
räten für möglich gehalten, das Kontrollrecht der Arbeiter in
Betriebsangelegenheiten aber verweigert.
Trotzdem verſuchten die verhandelnden Arbeitervertreter

dieſes Kompromiß bei ihren Auftraggebern im Bezirk zu ver
treten. Sie erlebten aber ſchon in den Vorbeſprechungen eine
ganz entſchiedene Ablehnung.

Die Reichsregierung hatte zugeſagt, daß das Kompromiß als
Richtlinien, jedoch ohne Geſetzeskraft verkündet werden
ſollte. Mündlich war der Beſcheid in drei Tagen zugeſagt. Als
nach vier Tagen kein Beſcheid gekommen war, erfolgte tele
guraphiſche Anfrage in Weimar, worauf die Antwort er
folgte, daß eine geſetzliche Regelung nicht isglich ſei, es wären
Richtlinien vereinbart. Aber eine Veröffentlichung
dieſer „Richtlinien“ iſt nicht erfolgt, was allerdings ja nur
formell zu bemängeln iſt.

Inzwiſchen aber kam in die Vergarbeiter eine ſchlimme, er
regende Verwirrung, da die Regierung durch ihre Aemter auf
Durchführung der Ausſchußwahlen im Gegenſatz zu den be
ſtehenden Betriebsräter drängte, wobei teilweiſe exLärt
wurde, daß hernach für Betriebsräte und ihre Organe kein Raum

an die wir, beiläufig bemerkt, nicht glauben.

mehr ſei. Die Unternehmer und ihre Werkzeuge in höheren
Beamtenkreiſen verſchärften dieſe Stellungnahme teilweiſe
aufs äunßerſte.

So ſtieg die Stimmung auf manchen Gruben bis zur Hoch-
ſpannung,. Die politiſchen Ereigniſſc, militäriſche Abwürgung
des Streiks im Ruhrrevier, dic Verhaftung des Steigers Peters,
Ferchlandts gewaltſame Verſchleppung und die Ermordung
Eisners kamen hinzu. Und ſo brach gegen den Willen des Be-
zirks-Bergarbeitercates der Bergarbeiterſtreik im Zeitzer Revier
bereits am Sonnabend, 22. Februar, aus Da es für dieſes
Revier kein Zurück mehr geben konnte, blieb für die Konferenz
nur übrig,, ſofort den Generalſtreik auch für die übrigen Re-
viere zu erklären

Als dann den Eiſenbahnern am Sonnabend von der
preußiſchen Regierufg ebenfalls die Anerkennung ihres Ve-
triebsrates als demokratiſches Kontrollorgan endgültig verſagt
wurde, haben ſie ſich ſofort entſchloſſen, ebenfalls in den Streik
zu treten.

Die in den chemiſchen Großbetrieben, der Metallinduſtrie und
den Ueberlandzentralen beſchäftigten Arbeiter ſchließen ſich der
Bewegung an unter der Parole:
Demokratie in den Betrieben als

Sozialiſierung,

Will die Regierung bekhandeln?

Nach Zeitungsmeldungen ſoll heute früh in Weimar im
Miniſterium eine Beſprechung über die Halliſchen Forde-
rungen, die ſchließlich zum Generalſtreik geführt haben, ſtatt-
finden. Die Abgeordneten Delius und Thiele ſollen zuge-
zogen werden. Von der Einladung an unabhängige Ab-
geordnete unſeres Bezirks iſt bezeichnenderweiſe nichts bekannt.
Jn Vorbeſprechungen hat der Major v. Gilſa, der Noskes
rechte Hand iſt. bereits erklärt, daß die Vorgänge in Halle und
dem mitteldeutſchen Kohlenrevier mit „großer Aufmerkſamkeit
verfolgt werden. Es heißt dann in einer Meldung:

„Ueber die beabſichtigten Maßnahmen der Regierung
wurde mitgeteilt, die Regierung könne unmöglich die Zuſtände,
wie ſie in Halle ſich entwickelt haben, mit Rückſicht auf die
Bevölkerung dulden, der durch die befürchteteLahmleg ung
des Waſſerwerkes und der Lichtquellen die
Exiſtenzbedingungen abgeſchnitten würden. wie auch beſonders
mit Rückſicht auf das Ausland, das aus ſolchen Zuſtänden
mit Recht eine Machtloſigkeit der Regierung folgere und dem-
entſprechend ihr die Anerkennung verſagen würde. Die Folge
wären Verwicklungen von weittragender Bedeutung und
Maßnahmen der Entente zu unſerer völligen Erdroſſelung.
Die Regierung dürfe daher die Verhältniſſe nicht auf ſich be-
ruhen laſſen. Sie wolle aber erſt verſuchen, durch Verhand-
lungen eine Einigung herbeiz.tiühren. Gelingt dies
nicht, dann werde ſie mit allen ihr zu Gebote ſtehenden
Mitteln in Halle Ordnung ſchaffen.“

Zu dieſen Regierungsäußerungen müſſen wir feſtſtellen,
daß geſtern ausdrücklich im Gegenſatz zu den Weimariſchen Be
fürchtungen die Lahmlegung des Waſſerwerks und der Licht-
quellen nicht beſchloſſen, ſondern abgelehnt wurde, da die
Streikleitung ſich von ſelber bewußt iſt, welche Rückſicht auf die
Bevölkerung zu nehmen iſt. Die Streikenden bilden ja eine ſo
groß Moſſe, daß ſie mit ihren Familien zuſemmen den weſent-
lichſten Teil der Bevölkerung ausmachen. Wenn die Regierung
aber jetzt mit einem Male bedenklich findet, daß hier die große
Streikbewegung eingeſetzt hat, und ihr dadurch im Auslande
der Anſchein der Machtloſigkeit gegeben würde, ſo hat ſie das
ſelber verſchuldet. Wochenlang iſt mit ihr in der eindring-
lichſten Weiſe verhandelt worden, und es ſind dabei wahrhaftig
keine unmöglichen Forderungen aufgeſtellt. Die Regierung
ſollte nur ſozialdemokratiſche Selbſtverſtänd-
lichkeiten anerkennen. Bei dieſen Verhandlungen hätte ſich
eine weitſichtige Regierung auch die Folgen, die durch ihre ab
lehnende Haltung eintreten konnten, klarmachen müſſen, ins-
beſondere mußte ſie aber vorher wiſſen, ob Verwicklungen von
weittragender Bedeutung mit der Entente eintreten könnten,

Das iſt nur
wieder die beliebte Schwarzmalerei und das Aengſtlichmachen
der Bevölkerung mit dem man alle Gewalttaten und die
„Präſtigepolitik“ im voraus rechtfertigen möchte.

Den Verſuch, durch Verhandlungen eine Einigung herbeizu
führen, ſehen wir mit Aufmerkſarnkeit entgegen. Unſere ver
handelnden Körperſchaften haben ſich bisher durchaus entgegen-
kommend verhalten, aber die Reichsregierung durfte eben nicht
undemokratiſche Dinge durchzuſetzen verſuchen, deren Recht
fertigung vor aufgeklärten ſozialiſtiſchen Arbeitern einfach un
möglich iſt.

Daß nach dem Scheitern der Ver“ a Aungen etwa m allen
zu Gebote ſtehenden Mitteln in Kalle Ordnung geſchaffen

Vorſtuft für die

werden ſolle, kann jeden Menſchen, der augenblicklich in Halle
weilt, nur komiſch berühren, denn hier herrſcht zweifellos O r d
nung. Es ereignen ſich keinerlei Gewalttaten gegen Perſonen
oder Eigentum, die Straßen machen einen faſt ſonntäglich-
gemütlichen Eindruck. Noske müßte es ſchon ſeinen Spitzeln
überlaſſen, hier erſt Unordnung und Gewalttätigkeiten künſt-
lich zu provozieren. Läßt ſich die Arbeiterſchaft, was wir hoffen,
aber auch von ſolchen Subjekten zu keinerlei unbedachten Ge-
walttätigkeiten irgendwelcher Art verleiten, dann müßte Herr
Noske mit ſeinen weißen Garden hier den ſinnfälligen Veweis
erbringen, daß ſie tatſächlich lediglich als Hausknechte des
Kapitals auftreten. Hier wäre der Ort, an dem jedes Ein
greifen ſich klar und deutlich nur gegen die Anwendung des
geſetzlich zugeſicherten Streikrechts der Arbeiter wenden müßte.
Herr Noske müßte ſchon darangehen, das Streikbrechertum mili-
täriſch organiſiert unter ſeine Führung zu nehmen.

Die Hilfloſigkeit der Regierungsſozialiſten.
Die bürgerlichkapitaliſtiſche Preſſe meldet:

Weimar 24. Februar. Die iminerwährenden Kon
flikte mit verſchiedenen Räten, ſo z B. in Halle, haben be
ſtimmte Regierungsmitglieder, u. a. Scheidemann, den
Gedanken nahegelegt, in irgendeiner Form das Räte-
Syſtem in den Verwaltungs- Apparat einzu-
fügen. Wie wir beſtimmt hören, dürfte ein ſolcher Ver-
fuch auf die entſchiedenſte Gegnerſchaft im Zentrum
und bei den Demokraten innerhalb des Reicheminiſte-
riums ſtoßen. Es gilt in gut unterrichteren Kreiſen nicht für
ausgeſchloſſen, daß es infolge dieſer Frage zu einer Kriſis
in dem jetzigen Kabinett kommen kann.“

Eine köſtliche Meldung Sie beſtätigt, daß die ſieben Re
gierungsſozialiſten im Kabinett die Gefangenen der acht Bür-
gerlichen (Zentrum und Demokraten) ſind Die Regierungs
ſozialiſten können nichts durchſetzen gegen den Willen der
Vertreter der Kapitaliſten und der Zentrumspfaffen. Daß
freilich Scheidemann wirklich den „Gedanken“ auf Legaliſierung
des Räteſyſtems hätte, glaubt ja kein Menſch. Die Regierungs
ſozialiſten ſind Feinde des Räteſhſtems ſie lieben lediglich
die „demokratiſche“ Nationalverſammlung mit ihrer bürgerlichen
Mehrheit. Deshalb ſtimmt auch der Schluß der Meldung nicht,
daß es über die Scheidemannſchen „Cedanken' zu einer „Kriſis“
im Kabinett kommen werde Ach nein! Die Herren Regie
rungsſozialiſten ſind ſich zur Niederhaltung der revolutionären
Arbeiterdemokratie durchaus mit den Kapitaliſten und Pfaffen
einig.

Offiziöſer Schwindel.
Das regierungsoffiziöſe W. T. B. verkündet:
Berlin, 25. Februar. Jm 'Braunkohlenrevier bei Halle

wird geſtreikt, um den Sturz der Reichsregierung und die Be
ſeitigung der Nationalverſammlung zu erzielen. Der Eiſen
bahnbetrieb bei Halle iſt bereits geſtört. Von der Regierung
ſind unverzüglich Maßregeln zur Unterdrückung ſolchen
Terrorismus in die Wege geleitet.

Die „Beſeitigung der Nationalverſammlung“ als Streikziel
iſt echt offiziöſer Regierungsſchwindel. it ſolchen Ver-

leumdungen will man die Bevölkerung gegen die Streikbewe-
gung aufputſchen. Wenn dann Noske-Garden zur „Unter-
drückung des Terrors“ geſchickt werden, ſollen ſie „mit Jubel“
als Retter empfangen werden.

Der Poſtverkehr geſperrt!
Cie Poſtdirektion teilt mit: Jnfolge gänzlicher Ein

ſtellung des Zugverkehrs auf dem hieſigen Hauptbahnhof und
dem Hettſtedter Bahnhof können die hieſigen Poſtanſtalten
Pakete und Wertbriefe nach außerhalb für die Dauer dieſer
Sperre nicht annehmen.

Solidarität in Leipzig.
25. Februar. Der hieſige Arbeiter- und Sol
folgendes bekannt:

Beſchluß Die Verſammlung der Arbeiterräte, der Ar-
beiterausſchüſſe und der Betriebs-Vertrauensleute empfiehlt
der geſamten Arbeiterſchaft, den politiſchen Streik als
Kampfmittel anzuwenden, um die Forderungen der Be
zirksklonferenz Halle in allen Punkten zu unterſtützen.
Sie beauftragt den Leipziger Arbeiterrat, in Gemeinſchaft mit
den Betriebs-Vertranensleuten die Streikleitung zu
übernehmen und in Verbindung mit der Streikleitung in Halle
zu treten. Sie erklärt, daß die Entſcheidung über den Streik
der Arbeiterſchaft in den Betrieben zuſteht. Sie
ſpricht der Arbeiterſchaft der Räterepublik Bayern ihre große
Sympathie aus und fordert die Arbeiterſchaft Leipzigs und

Leipz idatenrat gibt

Sachſens auf, die bayeriſchen Arbeiter bei ihrem Kampfe gegen
die Reaktion zu unterſtützen.



Die Verbindung Weimar Berlin.
berichtet:
nach Berlin abgegangen iſt, iſt über Leipzig geleitet wor
den. Sollte ſich auch der Weg über Bitterfeld als un

Aus Weimar wird
Der Parlamentszug, der am Dienstag abend 6 Uhr

aſſierbar erweiſen, dann gedenkt
eimar-- Berlin über Kaſſel zu leiten.

Eine Meldung aus Zeitz.
eitz, 25. Februar. (W. T. B.) Jn Zeitz ruht die Arbeit

vollſtändig. Da das Elektrizitätswerk die Stromlieferung ein
tellt hat, wird der Eiſenbahnverkehr, der hier auf eleltriſch

etriebene Weiſe angewieſen iſt, nur mit großen Schwierigkeilen
norläufig noch aufrecht erhalten. Die Waſſerverſorgung der
Etadt iſt eingeſtellt. Die Zeitungen ſind infolge des Streiks
greich falls am Erſcheinen verhindert. Die Bürgerſchaft des
Stadt und Landkreiſes Zeitz will ihrerſeits den Generalſtreik
proklamieren, um die Wiederaufnahme der Arbeit durch die
ausſtändigen Arbeiter zu erzwingen.

Abzug der Noske-Garden aus Gotha. Zwiſchen dem unab-
hängigen Abgeordneten Bock- Gotha und Noske iſt ein Ab
kommen zuſtande gekommen, nach dem am Mittwoch, 6 Uhr
morgens, die Beendigung des Generalſtreiks er-

und um 12 Uhr mittags das Korps des Generals Mercker
is auf einige zur Bewachung von Heeresgut zurückgebliebene

100 Mann aus Gotha abrücdckt.

Planen (Vogtland).
Jn Plauen (Vogtl.) hat ſich ein Arbeitsloſenrat gebildet,

der nach Abſetzung des A.- und S.-Rates die öffentliche Gewalt
in der Stadt an ſich nahm. Er hat eine Bekanntmachung er-
laſſen, wonach die von ihm geſtellten revolutionären Truppen
ſtreng angewieſen ſind, Leben und Eigentum aller Bewohner
zu ſchiützen. Die revolutionären Truppen haben alle öffent-
lichen Gebäude, die Vahnhöf ſeiwachen uſw. in Beſitz
genommen

man den Verkehr

Voli
Es kam dabei

getötet und mehrere ſchwer verwundet wurden. Nach neueren
Meldungen ſoll der A.- und S.-Rat wieder eingeſetzt ſein

Baden.
Jn Mannheim iſt eine Vereinbarung zwiſchen den Re

gierungsſozialiſten, Unabhängigen und Kommuniſten zuſtande

en, die die proklamierte Räterepublik als nicht beſtehend
trachtet, die jetzige Regierung akzeptiert, den neugebildeten

revolutionären Arbeiterrat aufhebt und den alten Arbeiterrat
wieder anerkennt. In dieſen treten die Kommuniſten mit fünf
Vertretern ein. Der Preſſe wird Freiheit gegeben, die Waffen
werden ausgeliefert.

Aus dem Weſten.
Eſſen, 25. Februar. Es ſtreiken noch 15 000 Bergarbeiter

gegen 85 000 am vorhergehenden Tage.
Düſſeldorf, 25. Februar. (W. T. B.) Jn Düſſeldorf

hat ſich in der ver eng Nacht eine große Umwälzung voll
ogen. Der aus Unabhängigen und Kommuniſten beſtehende
rbeiterrat hatte geſtern mit überwältigender Mehrheit be-

ſchloſſen, die Wiederaufnahme des Generalſtreiks abzulehnen.
Daraufhin wurde dieſer Arbeiterrat von radikalen Elementen
der Kommuniſten und Arbeitsloſen geſtürzt. Die Unabhängi-
gen, die Mitglieder des bisherigen Vollzugsrates waren, wur
den in Sicherheitshaft genommen. Der neue Vollzugsrat ſoll
den Generalſtreik mit aller Schärfe durchführen. Die Ein-
pörung der Arbeiterſchaft, welche zu unfreiwilligem Feiern ge
zwungen iſt, iſt ungeheuer. So meldet W. T. B.

Rumänien vor der RNevolution.
neber die Schweiz wird gemeldet: Wie zuverläſſig bekannt

wird, ſteht der Sturz des Kabinetts Bratiann und der Ausbruch
einer allgemeinen Revolution in Rumänien bevor.

Generalſtreik der engliſchen
Bergarbeiter.

London, 24. Februar. Jm Unterhanuſe verkündete der
Arbeiterführer und Führer der Oppoſition Adamſon das Er-
gebnis der Abſtimmung der Bergarbeiter. Danach ſind 611 993
für den Streit und nur 104 997 dagegen. Als Beginn des
Generalſtreiks war der 15. März in Ausſicht geuommen, doch
dürfte der Streik nunmehr früher ausbrechen.

Allgemeiner Generalſtreik in Halle!
Einſetzung eines Aktionsausſchuſſes.

Der Große Arbeiterrat tagte am Dienstag nachmittag ge
meinſam mit den Gewerkſchaftsvorſtänden und den Betriebsver-
trauensleuten im Volkspark, um zum Generalſtreik für Mittel
deutſchland Stellung zu nehmen. Obzwar ſich ein Vertreter
der höheren Juſtizbeamten vordrängte und vor dem Streik
warnte ein Beginnen. das wirklich zu ſpät kam obzwar
Dreſcher von den Regierungsſozialiſten in einer Erklärung
das „Bedauern“ ſeiner Partei über die „Prollamierung des
Streiks im gegenwärtigen Augenblick ausſpreoch, herrſchte
Einmütigkeit bei den Verſammelten darüber, daß es eine
politiſche und ſoziale Ehrenpflicht aller klaſfenbewußten Ar-
beiter von Halle wäre, den Generalſtreik auch in den Halliſchen
Betrieben ſo ſchnell als möglich allgemein zu machen.
Gegen zwei Stimmen gelangte zur Annahme die folgende, vom
Vollzugsausſchuß des Arbeiterrats vorgelegte

Kundgebung
ar-

rdert

verzüglich der De un Pe t tapita-liſtiſchen Widerſtände gebrochen und die Forderungen zum
Siege geführt werden, wenn es ſein muß durch die Beſeiti-
tigung der gegenwärtigen Regierung, die das Vertrauen
der Arbeiter Mitteldeutſchlands ohnehin nicht beſitzt.

Der Kampf für die Sozialiſierung der Betriebe iſt zugleich
auch der Kampf gegen alle reaktionären und gegenrevolutio-
nären Beſtrebungen. Die Arbeiterſchaft der Halliſchen Betriebe
weiß ſich deshalb eines Sinnes und eines Geiſtes mit den Sol-
daten gegen die militäriſche Reaktion. Sie macht deshalb die
Sache der Garniſon und des Soldatenrats Halle zur Wieder-
freimachung des Kameraden und Genoſſen Ferchlandt
zu der ihrigen und bekundet dem Verſchleppten ihre Sympathien
und volles Vertrauen.

Unſer gemeinſamer Kampfruf ſei: „Nieder mit der wirtſchaft
lichen und politiſchen Regktion, nieder mit dem Noskeſchen
Militärabſolutismus, hoch die Freiheit, das Recht und der So
ziaglismus!“

Beſtand ſo über die Notwendigkeit der r
Durchführung des Sireiks in allen Betrieben Einmütigkeit.
ſo war ſie bei den Vertretern der Holliſchen Betriebe gleichfalls
vorhanden bei der Feſtſetzung der Ausnahmen von der allge
meinen Arbeitsruhe.

Man ſtimmte dem Vorſchlage des Vollzugsausſchuſſes zu.
einſtweilen noch keine Maßnahmen zu treffen, die das öffent-
liche Leben allzu ſehr beeinträchtigen müßten. Die ſtädtiſchen
Werke und die Lebensmittelverſorgung ſollen in beſchränktem
Umfange im Betrieb bleiben. Es herrſchte aber auch darüber
Einmütigkeit, daß das Aeußerſte darangeſetzt werden ſoll,
um den Forderungen Nachdruck zu leihen, wenn die Wider
ſtände gegen die geſetzliche Feſtlegung der Betriebsräte nicht
anders zu brechen ſind. Folgende Beſchlüſſe geben Aufſchluß
über die zugelaſſenen

Ausnahmen von der Arbeitsruhe:
1. Das ſtädtiſche Waſſer-, Gas- und Elektrizitäts-

werk, der Schlachthof, die Kriegsküche, die Feuerwehr und die
Friedhöfe haben einſtweilen in beſchränktem Maße weiter-
uarbeiten. Den Umfang der Arbeiten haben die Belegſchaften
m Einvernehmen mit dem Aktionsausſchuß für Halle zu be-

ſtimmen.
2. Jn welchem Umfange Lebensmittelbetriebe

weiterarbeiten dürfen, entſcheidet der Aktionsausſchuß von Fall
u Fall nach Rückſprache mit den Arbeitern der betreffenden
erufe und Betriebe. Bäckereien, alle Organe der ſtädtiſchen

Lebensmittelverſorgung ſowie das dazu benötigte Transport-
weſen bleiben einſtweilen in Betrieb.

Lebhaft gewünſcht wurde auch die Beteiligung der Zei
tungsdruckereien am Generalſtreik. Ein Redner ver-
langte unter Zuſtimmung der Verſammlung, daß über den
Mittwoch hinaus keine Zeitung mehr erſcheinen dürfte. Da das
Volksblatt gleichfalls nicht erſcheinen ſol, allſeitig aber die Not
wendigkeit einer Verbindung der Streikenden unter einander
und von Veröffentlichungen über den Stand der Bewegung an-
erkannt wurde, einigte man ſich auf den folgenden

Beſchluß über die Preſſe.
Am Generalſtreik haben ſich auch die Arbeiter ber Zei

tungsbetriebe zu beteiligen. Jn der Genoſſenſchafts-
buchdruckerei erſcheint täglich im Umfang von höchſtens 4 Seiten
ein Mitteilungsblatt des Aktionsausſchuſes für den
Generalſtreik in Mitteldentſchland, ohne Geſchäftsinſerate.

Von den weiteren Beſchlüſſen iſt bemerkenswert derjenige,
der ausſpricht, daß der Streik bis Mittwoch abend all
en ſein ſoll. Aſle, auch die kleineren Vetriebe, ſollen
ontrolliert werden durch die Branchenverlxauensleute,
Am Donnerstag e indet eine

ſech

Kundaebung der Teilnehmer am Generalſtreik

ſtatt. Treffpunkt bis 10 Uhr auf dem Roßplatz. von da
Demonſtrations zug durch Steinſtraße Poſtſtraße, obere
Leipziger Straße, Riebeckplatz. Franckeſtraße, Königſtraße,
RNanniſcheſtraße, Schmeerſtraße zum Marktplatz. wo Kund-
gebung mit An ſprachen mehrerer Redner, darunte des
Genoſſen Kunert, ihren Abſchluß findet.

Den Schluß der Verhandlungen bildete die
Wahl eines Akttionsaneſchuſſes.

Er beſteht ans Vertretern aller Berufe, insgeſamt 33 Perſonen.
Die größeren Organiſationen ſind mit je zwei, die kleineren
mit je einem Mann vertreten.

Die erſte Sitzung des Ausſchuſſes fand im Anſchluß an die
Verſammlung ſtatt. Man vollzog die Wahl eines Arbeits-
Ausſchuſſes, der ſtändig auf dem Stadthaus in Ver-
bindung mit dem Vollzugsaunsſchuß des Arbeiterrates tagt.
Jhm gehören an: Mattbes von den Metallarbeitern,
Döring von den Holzarbeitern, Rauſchenbach von den
Transportarbeitern, Steitz von den Bauarbeitern,. Ha ge
von den Eiſenbahnern, Mettin von den Bäckern, Elitzſſch
von den Buchdruckern, Kray von den Fabrikarbeitern, Kahnt
und ein weiterer Vertreter von den Gemeindearbeitern. Ferner
wurden Nnierausſchüſſe gebildet zur Sicherung der dringlichen
Kohlenzuſuhr für die Lebensmittelherſtellung und die Kranken-
anſtalten, zur Kontrolle des Güterbahnbofes, für den Abtrans-
port von Schlachtvieh und leicht verderblichen Lebensmitteln,
ſowie zur Verpflegung der liegengebliebenen Reifenden; ferner
zu deren Abtransport in Notzgen oder mit anderer Fahr-
gelegenheit ein Verkehrsausſchuß. Cin anderer Unterausſchuß
wird ſich ſpeziell der Sicherung der regelmäßigen Milch-
zufuhren widmen.

An die rechte Stelle wenden!
Der Aktionsausſchuß für den GCeneralſtreik Angelegenheiten

ans dem Bezirk) hat ſeinen Sitz beim Vezirks-Bergarbeiterrat
im Oberbergamt, Friedrichſtraße 13, Telephon 7961 und
7381 der Aktionsausſchuß für alle Angelegenheiten aus Halle
und dem Saalkreis tagt im Stadthanus, zwei Treppen,
Eingang Ratskeller, Telephon 1337 (Arbeiterrat). Beim An-
ruf verlange man Aktionsausſchuß Generalſtreik,
und wenn beſondere Angelegenheiten zu erledigen ſind, ſogleich
den betreffenden Unteransſchuß.

„Generalſtreik“ des Bürgertums.
Die Bergarbeiter des mittel deutſchen Bergreviers erklären

den Generalſtreik, weil die „ſozialiftiſche“ Regierung, als Sach-
walterin kapitaliſtiſcher Jntereſſen, ſich weigert, den
Bergarbeitern das Recht auf Betriebsräte anzuerkennen. Die
Regierung iſt es alſo, die die Bergarbeiter zur Anwendung
dieſes letzten Mittels gezwungen hat. Die Bergarbeiter er-
hoben und erheben ihre Forderung mit vollem Rechte. Arbeiter
und Soldaten waren die Urheber der Revolution und ſie ſind
in der Hauptſache noch ihre Träger. Sie wollen ſich nicht
wieder völlig um die Früchte der Revolution betrügen, ſich nicht
wieder in das alte kapitaliſtiſche Ausbeuterjoch einzwängen
laſſen. Sie haben erkannt, daß für ſie die politiſche Frei-
heit allein ihren Wert verliert, wenn es bei der alten wirt-
ſchaftlichen Unfreiheit und Skalverei der Arbeiter bleibt.
Da es die „ſozialiſtiſche Regierung mit den Kapitaliſten hält
und den Arbeitern mit der gieichen abweiſenden Rückſichtsloſig-
keit gegenüberſteht, wie das Gewaltregiment Wilhelm II. und
Ludendorffs, ſo blieb keine andere Wahl als der Generalſtreik.
Er iſt eine „geſetzliche“ und friedliche Waffe, und das Recht,
ihn anzuwenden iſt ganz und ausſchließlich auf Seite der Ar-
beiter. Er wurde zum Generalfſtreik auch all der anderen Ar-
beiterſchichten Eiſenbahner, Metallarbeiter uſw. denen
man, gleich den Bergarbeitern, die Anerkennung der Betriebs-
räte gleichfalls verweigert. Die Sache der Bergarbeiter iſt ſo-
mit zur Sache der geſamten Arbeiterſchaft geworden.

Sind nun bei großen Maſſenſtreiks ſchon in gewöhnlichen
Zeiten die Grenzlinien zwiſchen ihrem rein wirtſchaftlichen
und ihrem politiſchen Charakter ſchwer einzuhalten, ſo müſſen
ſie ſich noch viel leichter verwiſchen in Zeiten der Revolution.
Und da der gegenwärtige Generalſtreik zugleich auch um die
grundſätzliche Anerkennung des Räteſyſtems geführt
wird, mußte er ſelbſtverſtändlich auch einen politiſchen Charak
ter annehmen.

Das hat das kapitaliſtiſche Bürgertum ſofort erkannt. Es
ſieht, mit richtigem Klaſſeninſtinkt, durch den Streik der Ar-
beiter nicht nur ſeine kapitaliſtiſchen Ausbeuter- und Profit:-
intereſſen ernſthaft bedroht, ſondern auch ſeine ſich wieder lang-
ſam feſtigende politiſche Macht erneut gefährdet. Bisher
hat ihnen der „Arbeiter“ und „Reichswehrminiſter“ Noske
mit ſeinen Garden den bedrohten Geldſack noch immer recht-
zeikig wieder geſchützt und geſtützt. Und an ihn hat ſich, in
ſeiner Not, auch der zum Schutze des kapitaliſtiſchen Geldſacks
eingeſetzte Aktionsausſchuß des Halliſchen Bürgertums
gewandt. Aber dabei hat es das Halliſche re tun
wenden laſſen. Es nun, um die Be

ſchwächen und ſie um den Erfol,rn erklärt. Dieſe icht kündigte die Saalezei-
tung geſtern abend ſchon in der Mitteilung an, daß die Hal-
liſche Aerzteſchaft den Beſchluß gefaßt habe, von heute ab die
Sprechſtunden ein zuſtellen. Beſuche würden nur da gros
wo Lebensgefahr vorliegt. Dieſes angekündigte hochedle und
menſchenfreundliche Vorgehen der Aerzte hat nun ſeine Fort
ſetzung gefunden in der Erklärung des „Generalſtreiks“ des
Halliſchen Bürgertums. Eine angeblich „zahlreich beſuchte Ver-
ſammlung Halliſcher Bürger hat geſtern abend dieſen Beſchluß
gefaßt. Dieſer Beſchluß wird in einem Flugblatt wie folgt be
gründet:

An die Einwohnerſchaft von Halle!
Jn einer Verſammlang, in der alle Kreiſe und Schichten

er treten waren, iſt geſtern, Dienstag, als Abwehrmaßnahme
er

bringen, feinerſelts be

Generalſtreik des Bürgertums
einſtimmig beſchloſſen worden. Wir wollen uns damit gegen
den Terror wehren und wir wollen mit aller Kraft auch für
die Gleichberechtigung des Bürgers eintreten. Ungeheuer
ſind die Schäden, die durch eine Verlängerung des General-
ſtreiks der Arbeiterſchaft eintreten werden. Deshalb wollen
wir mit Entſchiedenheit dafür eintreten, daß der Streik bal
digſt» durch unſeren Gegenſtreik beigelegt wird.

Unſere Forderung geht dahin: Alle Angeſtellten, Beamte,
überhaupt alle Bürger ſtellen ſofort ihre Tätigkeit ein; alle
Geſchäfte ſchließen ihre Läden, Bureaus vder Betriebe; alle
amtlichen Bureaus und Schulen müſſen gleichfalls geſchloſſen
werden.

Wir werden frendig die Arbeit wieder aufnehmen, wem
der Generalſtreik der Unabhängigen Sozialdemokratie be
endet und die Vahn frei iſt für ein geordnetes Arbeiten einer
Regierung, die die großen Maſſen des Volkes hinter ſich hat.
Der Aktionsausſchuß des allgemeinen Bürgerſtreiks: Der
Halliſche Beamtenansſchuß. Der Bürgerausſchuß. Gewerk-
ſchaftsbund kaufmänniſcher Angeſtellter. Der Jnnungsaus-
ſchuß. Die Aerzteſchauft. Lebensmittelhändler. Die Lehrer-
ſchaft. Rabattſparverein. Bergbanangeſtellte.

Weiter beſchloß der eingeſetzte Aktionsausſchuß die Abſen-
dung des folgenden Telegramms an die Regierung in Weimar:

Bürger aller Klaſſen und Berufe beſchloſſen ſoeben als Ab-
wehr gegen den Generalſtreik der Unabhängigen Sozialdemo-
kratie den Generalſtreik des Bürgertums. Gleichzeitig legen
wir Verwahrung dagegen ein, daß bürgerliche Zeitungen Mitt-
woch nachmittag nach Beſchluß der Unabhängigen ſtillgelegt
werden ſollen. Wir erwarten ſchnellſte Hilfsmaßnah-

Aktionsausſchuß des Halliſchen Bürger
reiks.
Wenn das Bürgertum etwa glaubt, durch ſeinen General

ſtreik die Arbeiter einſchüchtern oder gar von ihren berechtigten
Forderungen abbringen zu können. ſo befindet es ſich dabei in
einem nicht ganz unbedenklichen Frrwahnel Die Arbeiter wer-
den nun erſt recht feſt und geſchloſſen zuſammenſtehen, nachdem
ihnen das Bürgertum ſeinerſeits durch ſein Verhalten nur
noch um ſo klarer und ſchärſer die Tatſache greifbax vor Augen
geführt hat, daß ſie ſich auch die berechtigſten Forderungen
immer erſt er kämpfen müſſen! Je klarer ſich das Proleta-
riat deſſen bewußt iſt. deſto entſchloſſener und tatkräftiger wird
es ſeine Kämpfe führen. Und in dieſen Kämpfen wird zuletzt
das Proletariat nnüberwindlich ſein und Sieger blei-
ben, weil es ſie letzten Endes für die Befreiung der geſamten
Menſchheit führt!

Sicherſtellung des öffentlichen
Lebens.

Städtiſche Beamte, Angeſtellte und Hilfs-
perſonal!

Der Generalſtreik der Arbeiter in Mitteldeutſchland wird ge-
führt um die Anerkennung der Betriebsräte. Die Arbei-
ter ſind allerdings entſchloſſen, das Aeußerſte zur Durchſetzung
dieſer Forderung zu unternehmen. Daher iſt auch für die
Stadt Halle der allgemeine Generalſtreik beſchloſſen
worden.

Ausdrücklich ſind jedoch die ſtädtifchen Betriebe Waſſer-
werk, Gaswerk, Elektrizitätswerk, Schlachthof, Lebensmittel-
verſorgung, Feuerwehr, Friedhöfe von dem Streik ausge-
nommen worden. Dieſe Betriebe ſowie alle Leben smittel-
betriebe in der Stadt werden aufrechter halten. Der
Generalſtreik in Mitteldeutſchland richtet ſich nicht gegen die
Bürgerſchaft, deshalb ſoll das öffentliche Leben, beſonders die
Lebensmittelverſorgung, im Gang bleiben.

Trotz alledem haben führende Kreiſe des Bürgertums und der
Beamtenſchaft ihre Untergebenen gezwungen, die Tätigkeit ein
zuſtellen. Die ſtreikenden Arbeiter müſſen die Verantwortung
für alles ablehnen, was ſich aus der Unterbindung der Lebens-
mittelverſorgung ergibt. Wenn ſogar die Aerzte ihre Tätig-
keit bis auf die lebensgefährlichen Krankheitsfälle beſchränken
und damit ungeheure geſundheitliche Gefahren und ſteigende
Erbitterung in der Bevölkerung heraufbeſchwören, ſo trifft ſie
allein die volle Verantwortung.

Unerhört iſt der rückſichtsloſe, durch nichts gerechtfertigte
hegenſtreik der Beamten zur Aushungerung der Bevölkerung

und zur Störung der öffentlichen Ordnung. Eine Befragung
des Perſonals des Stadternährungsamtes hat er-
geben, daß die Einſtellung des Betriebes in dieſen ſtädtiſchen
Dienſtſtellen durch einzelne Beamte entgegen dem Wil
len des Magiſtra.s durchgeführt worden iſt. Die Be-
fragten ſind darüber empört. daß auf ſolche Weiſe die ſtädtiſche
Bevölkerung dem Hunger überliefert werden ſoll, trotzdem die
Stadtverwaltung, der Arbeiterrat und Aktionsausſchuß für den
Generalſtreik in Uebereinſtimmung mit den ſtreikenden Arbei-
tern auf dem Standpunkt ſteht, trotz des Streikes die Volks
ernährung ſowie die öffentliche Ruhe und Ordnung unter allen
Umſtänden zu ſichern.

Die Beamten, Angeſtellten und das Hilfsperſonal des
Stadternährungsamtes ſowie der anderen wichtigen Dienſt
ſtellen, die bereit ſind, ihren Dienſt im Jntereſſe der ſtädtiſchen
Bevölkerung in Uebereinſtimmung mit dem Magiſtrat fort-
zuſetzen, werden aufgefordert, ſich Donnerstag, den
27. d. M., vormittags 84 Uhr, in ihren Dienſtſtellen einzu
finden. Für den Schutz ihrer Perſon wird Sorge getragen.

Die Dienſtſtellen des Stadternährungsamtes (Goldener
Ring) ſowie der ſtädtiſche Markt in der Talamtſchule werden
von Donnerstag vormittag ab unter allen Umſtänden im
Betrieb ſein.

Der Aktionsausſchuß für den Generalſtreik Halle.
Der Arbeiterrat.

Halle, den 26. Februar 1919.

Streikerklärung der Banarbeiter!
Die Banarbeiter im Zweigvereinsgebiet Halle haben ſich mit

den V erbeitern folidariſch klärt wad ſind geſch'oſſen in
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t Die Stadtverordnetenwahlen müſſen eine Generalabrechnung mit dem kapitaliſtiſchen Vürger und
Hausbeſitzertum werden, das jahrzehntelang das Halliſche ſchaffende Volk aus der Stadtvertretung ſo gut wie ausſchloſz!

Am Sonntag muß die Cliquenherrſchaft des Hausbeſitzertums gebrochen werdeu
Das ſchaffende Volk muß ſein Schickſal ſelber in die Hand nehmen.
Die Kommnne muß endlich zur fürſorgenden Mutter für das arbeitende Volk gemacht werden?

Werbt und arbeitet für die Wahl der Unabhängigen Sozialdemokraten!

S Küſtet d
Eiſenbahner aufgepaßt!.

Alle ſtreikenden Eiſenbahner müſſen ſich täglich einmal
melden im Streikbureau, Oſtſtädter Geſellſchaft s-
haus. Die Streikleitung.

Wie die bürgerliche Preſſe hetzt und ſchwindelt!
Die bürgerliche Preſſe aller Kaliber verſucht natürlich mit

krampfhaftem Eifer, die Generalſtreiksbewegung der Arbeiter
nach allen Regeln geriſſenſter Demagogie politiſch auszu-
nünzen. Und da wird denn nun kräftig darauflos geflunkert
und geſchwindelt. Da ſoll es „diesmal“, wie die Hahuiſche
Jeitung neunmalweiſe ſalbadert „kein Streik der Arbeiter
ſchaft. ſondern ausſchließlich der un abhängigen Sozial
demokratie ſein. Da ſollen weiter „über 1500 Halliſche Saug-
linge“ „dem Hungertode preisgegeben“ werden. „Die mangel-
hafte Bedienung der Pumpwerke in den Bergwerken,“ ſchreibt
die Halliſche Ztg. wider beſſeres Wiſſen, „hat naturnotwendig
ein Verſauſfen der Schächte zur Folge, wodurch nicht
nur jede Kohlen und Kaliförderung in ganz Mitteldeutſchland
aufhören müßte und damit Milliardenwerte an Volksvermögen
verloren gingen a den Halliſchen Nachrichten wird von
einer beabſichtigten Stillegung des Waſſer- und Elektrizitäts
werkes ge-fabelt. Die Saalezeitung, die auch ſonſt im
Hetzen gegen die Streikenden Hervorragendes leiſtet, ſchreibt,r B it zuwider, daß nur die bürgerlichen Zeitun
gen am Mit heute, mittag ihren Betrieb einſtellen müßten,
währe.id „das Volksblatt weiter erſcheinen“ dürfe. Be
kanntlich hat der Aktionsausſchu ß beſchloſſen, daß nur
ein aligemeines Nachrichtenblatt herausgegeben,
alſo auch das Volksblatt nicht erſcheinen darf.

Allen dieſen bürgerlichen Schwindel- und Lügenmeldungen
nnver ſtellen wir als Wahrheit und als Tatſachen

t:e

1. Der Aktionsausſchuß hat Vorſorge getroffen, daß die
Nilchverſorgung der Säuglinge nicht gänzlich
unterbunden wird.

2. Die Bergarbkiter haben auf ihrer Konferenz am vorigen
Sonntage ausdrücklich beſchloſſen, daß die Betriebsräte
der einzelnen Bergwerksbetriebe unbedingt darauf zu achten
haben, die Schächte nicht verſaufen, und daß überhaupt
n hen darf, was die ſpätere Forlführung der Vetriebe
gefährden könne.

3. Wie die bürgerlichen Blätter, ſo wird auch das Volks
blatt von heute an ſein Erſcheinen vorläufigein-
ſtellen. Es ift alſo heute einſtweilen das letzte Mal, daß
wir die dürgerlichen Lügenpapiere anprangern können!

Schwindeleien aus Teutſchenthal.
Tentſchenthal. Wie zu erwarten war, iſt die bürgerliche Hetz

preſſe mit allerhand Alarm- und Schwindelnachrichten gefüllt.
So iſt die Vehauptung aufgeſtellt worden, im Bezirke Teutſchen
thal ſeien von Streikenden Beamte vergewaltigt worden. ferner
ſei der Verſuch unternommen, die welereien zu zerſtören.
Dieſe Nachrichten ſind direkt aus den Fingern geſogene ganz
emeine Schwindeleien. Keinem Beamten iſt auch nur ein
ärchen gekrümmt worden. Die Streikenden weiſen dieſe zu

durchſichtigen Zwecken in die Welt geſetzten Verleumdungen mitſtärkſter Entrüſtung urück. Entgegen den im Umlauf be
findlichen Gerüchten ſei mitgeteilt. daß Genoſſe Märker nicht
verhaftet iſt. Es liegt ja auch kein Grund vor.

Der neue Militarismus!
Die Nationalverſammlung beſchloß ihn

Weimar, 25. Februar. (W. T. B.) Auf der Tagesordnung
ſteht der Geſetzentwurf über die vorläufige Reichswehr.

Abg. Schöpflin (Soz.): Der Antrag iſt ein Nokbehelf.Es iſt eine ſaß rauſame Jronie des Schidſals, daß der Staat.
der einſt die ſtärkſte Militärmacht der Welt war und zuerſt die
iſger ehrpflicht eingeführt hat jetzt An iſt. Frei
willige durch Zeitungsinſerate zu werben. Notwendig iſt, daß
die iwilligen ſich einer Kommandogewalt unterziehen und
eine ſtarke Diſziplin haben. (Lebhafte r Die
volle Komandogewalt wird nicht mehr ſein, auch die alte
Grußpflicht iſt wahrſcheintich unmöglich und auch nicht einmal
wünſchenswert. Dieſer Antrag iſt dringend. Es geht einfach
nicht an, die Zuſtände weiter beſtehen zu laſſen, daß Polen,
Tſchechen und andere Vanden die Grenzen des Reiches edrohen
oder daß Fanatiker oder ein 7 Verbrecher eine Schreckens-
herrſchaft aufrichten. Deshalb hoffe ich, daß ſich auch aus der
demokratiſchen Arbeiterſchaft genug Leute ſinden, die freie
willig eintreten. (Beifall.)

Abg. Groeber: Die Schaffung einer Reichswehr iſt
wichtig. Wenn dieſe Macht das leiſten ſoll, was man erwartket,
dann müſſen Gehorſam und Diſziplin walten. (Lebb. Zuſt.)

Siehr (Dem.): Die neue Reichswehr wird ihren
wed erfüllen, wenn ſie auf ſtarker ManneszZzucht aufgebaut iſt.
nergiſch muß im Jnnern des Landes für Sicherheit und Ord-

h et werden. (Beifall.)Baerecke (Dn.): Die Vorlage zeigt, daß die Sozial
demokratie e r Richtung um gelernt hat.
Es geht eben nicht ohne Militarismus.ab Henke (Unabh. Soz.): Wir treten dem Entwurfe
aufs ſchärfſte entgegen und verlangen bei ſeiner Wie vwiigkeit
Kommiſſionsberatung. Die Darſtellungen einer außerordent
lichen Lage im Oſt en ſind nichts als Schwindel. Wir
wollen doch mit allen Völkern in Eintracht leben, alſo auch mit
dem ruſſiſchen. Mit dem Entwurf ſcheint man auch die Sol
datenräte endgültig beſeitigen zu wollen. Wir
aber wollen den alten Kaſtengeiſt endlich verſchwinden laſſen.
Bei dieſem Geſetzentwurf handelt es ſich darum, die vorwärts
drängenden rebvolutionären „Kräft niederzu-
drücken. Die Vorlage iſt ein Stück Viederbelebung
des Militarismus. Deshalb bekämofen wir ſie.

Reichswehrminiſter Noske: Für eine Regierung die zur
Hälfte aus Sozialdemokraten beſteht. iſt es gewiß
außerordentlich unerwünſcht, daß eine ihrer erſten Maßregeln
karauf gerichtet ſein muß. neue ſtarke militäriſche
Machtmittel aufzuſtellen und gegen die eigenenVolksgendvſſen Gewalt anzuwenden. Wenn das ge-
ſchieht, ſo nur deshalb, weil es im Jnlereſſe der großen Mehr

en Sieg
heit der Bevölkerung und des Beſtandes des Reiches notwendig
iſt. Mit dieſem Geſetz wird hoffentlich der h ſtraffer
Einheit auf militäriſchem Gebiet gemacht. e Stärke der
Reichswehr wird, wenn wir viel Glüd haben, nicht ein Drittel
der alten Heeresſtärke betragen. Das Ausland braucht alſo
keinen Anlaß zu Mißtrauen zu haben. Die Abänderungs-
anträge der Parteien enthalten lediglich Selbſtverſtändliches.Ein Bitbeſtimmungsrecht. das ſich mit der Schlagfertigkeit der
Truppen vereinbaren läßt. muß der Mannſchaft zugeſtanden
werden. Es muß aber darauf geachtet werden, daß ſtraffe
Manneszucht und tadelloſe Diſziplin herrſcht.
Die Regierung wird bemüht ſein, ſo raſch wie möglich ein
S zu ſchaffen, das uns das erforderliche Maß von

an den Grenzen und Ordnung im Lande garantiert.
eifall.Abg. Aßmann (D. Vpt.) iſt für die Reichswehr.
Jn der Einzelberatung wendet ſich Reichsminiſter Noske

gegen die von den ung von Sozialiſten eingebrachten Ab
änderungsanträge. Die Beſorgnis vor konterrevolutionären
Bewenungen in der Reichswehr ſei hinfällig und erſcheine als
Dur biges Maß von Mißtrauen in die politiſche Reife des

olkes.
Darauf wird der Entwurf nach den Anträgen der Antrag
ſteller erledigt.

Nächſte Sitzung Donnerstag 10 Uhr: Reichswehrgeſetz,
kleinere Vorlagen, Verfaſſungsentwürf. Schluß gegen 2 Uhr.

Bayern.
Eine neue feſte Regierung iſt noch nicht gebildet, die bis

herigen Miniſter führen noch die Geſchäfte. Der Zenlralrat,
der nur aus Regierungsſozialiſten und Unabhängigen beſteht,
berief den früheren Krupp- Direktor Dr Mühlon aus der
Schweiz nach München. Mit ihm ſchweben Verhandlungen zur
Uebernahme der Miniſterpräſidentſchaft. Entſcheidende Be-
ſchlüſſe werden erſt vom Rätekongreß gefoßt werden. Der
Miniſter Hoffmann iſt nicht beſeitigt worden, ſondern aus der
Jſolierung zurückgekehrt.

Rätekongreß.
München, 25. Febrnvar.

tagte im Landiag der Kongreß der Arbeiter-, Soldaten un
Biuernräte, um zu den volikiſchen Ereigniſſen Stellung zu
nehmen. Etwa 200 Delegierte waren anweſend.

Arbeiterrat Gröpelin
ſeln dafür bürgen ſollen, daß die Studenten von ihrer
Putſchtätigkeit ablaſſen. Der Belagerungszuſtand
werde aufrecht erhalten. Landesſoldatenrat Tanber forderte,
daß an Stelle des Heeres die Arbeiterwehr trete.
Soldatenrat Lewin meinte, daß man bürgerliche Zei-
tungen überhaupt nicht brauche. Eine im Hauſe er
ſchienene Abordnung berichtete, daß eine Verſammlung von
5000 Arbeitern u. a. gefordert habe. daß die Räterepublik fofort
ansgerufen werde und daß der Landtag nie wieder zuſammen
trete. Die Abordnung verlangte die Abſetzung verſchiedener
Perſönlichkeiten, die Beſetzung wichtiger Punkte in der Stadt
und ſofortige Verbindung mit Rußland und die Beſetzung der
ruſſiſchen Geſandtſchaft durch Vertreter der ruſſiſchen Abteilung
des Münchener Stadtkommandanten.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 26. Februar 1919.

Die Loſung für Sonntag.
Wähler und Wählerinnen! Arbefiter, Pariei-

genoſſen Das Volfeblatt ſchließt ſich heute dem Generalſtreik
an. Es erſcheint vorläufig nicht und kann daher in den nächſten
Tagen nicht zu euch ſprechen. Das kapitaliſtiſche Bürgertum
will durch einen Gegenſtreik die berechtigten Forderungen der
Arbeiter niederzwingen. Es will, daß das ſchaffende Volk ewig
in der wirtſchaftlichen Sklaverei des Kapitals ſchmachten ſoll.
Gebt ihm darauf bei den Stadtverordnetenwahlen
am nächſten Sonntag eine kraäftige Antwort. Stimmt einig
und geſchloſſen für die Unabhängige Sozialdemokratie, für die
Liſte Hennig!

Auf in die Wählerverſammlungen!
Die Bedeutung der Stadtverordneten wahlen

für das ſchaffende Volk. Dieſes Thema ſteht anf der
Tagesordnung der vier Wählerverſammlungen, die
der Sozialdemokratiſche Verein für Halle-Saalkreis für Don-
nerstag und Freitag abend anberaumt hat. Sie finden
ſtatt: am Donnerstag, den 27. Februar, abends 724 Uhr, im
Volkspark, Burgſtraße 27, und in der Aula der Mittel
ſchule, Torſtrafte 13-14; am Freitag, den 28. Februar, abends
7 Uhr, im Letzten Dreier, Merſeburger Straße 32, und
im Gaſthans Schnabel, Merſeburger Straße 54.

Wähler und Wählerinnen! Es ſind eure Jnter-
eſſen, um die es ſich in dieſen Verſammlungen handelt. Dar-
um: erſcheint zahlreich!

Diſtriktsverſamm lungen
des Sozialdemotratiſchen Vereins r Halle und den Saalkreis
finden ſtatt für den 11. Diſtrikt am Donnerstag abends 7 Uhr,
im Reſtaurant Dilnes, Landsbergerſtraße 56. für den 19.
Diſtrikt am Donnerstag, nachmittags 4 Uhr, in Vernſteins Lokal,
Götſcheſ. aße. 3 für den 15. Diſtrikt Freitag, abends 7 Uhr.
im Reſtaurant Vöttcher, Breiteſtraße 17.

Proteſt gegen Ferchlandts Verhaftung.
Uns geht der folgende Proteſt zu: Der Soldatenrat

Merſeburg proteſtiert auſ das energiſchſte gegen die
chmachvolle, ungerechtfertigte Verhaftung des Genoſſen Lentm

Ferchlandt, Halle, welcher das heilige Jdeal, die Befreiung des
Menſchen durch den Menſchen, in treter aufopferungsvollſter

und ehrlichſter Weiſe verſochten hat. Die verbrecheriſche Hand

(W. T. B.) Heute nachm'ttog

erichtete, daß die inhaftierten Gei-

der Liſte Hennig!
e eere e

lungsweiſe der Handlungen des Kapitals und im Verein mit
den Schurkenſtreichen des Spitzeltums werden auch durch das
Volksgericht ihre Sühne finden und die Verbrecher der gerechten
Strafe nicht entgehen. Dieſer Schurkenſtreich wird weiten
Kreiſen der Bevölkerung und insbeſondere vielen Kameraden
die Augen öffnen, um zu ſehen, wo die wahren Freunde des
unterdrückten, ausgebeuteten, geknechteten, belogenen und be
trogenen Volkes ſind und wie ſie behandelt werden, wenn ſis
für die Jntereſſen der Arbeiter in aufrichtiger, ehrlicher Weiſe
eintraten. Auf der anderen Seite zeigt es, wie die Gewalthaber
und Verfechter des alten Syſtems jedes Mittel benutzen, um die
Früchte der Revolution zu vernichten. Den Kameraden rufen
wir zu: Seid auf der Hut! Scht nicht tatenlos zu, wie
die beſten eurer Freunde, welche die euch gegebene Freiheit zu
verteidigen wiſſen, durch Halunken von Spitzeln ausfindig ge-
macht und von Trägern des alten Gewaltſyſtems mit eurer
eigenen Hilfe hinter Kerkermanern wandern oder ermordet
werden! Alle dieſe Handlungen richten ſich
gegen euch ſelbſt, und ihr werdet eines ſchönen Tages
wieder mit dem Militärſtiefel traktiert. Das ſoll und darf
nicht gelingen, und dazu bedürfen wir eurer Hilfe. Nehmt
dieſe Halunken, gleich ob Offiziere, Ziviliſten oder eigene Kame-
raden, welche euch zu verbrecheriſchen Anſchlägen gegen Mit-
glieder des Soldatenrates auffordern, ſofort feſt und liefert ſie
dem Soldatenrat aus. Jhr ſichert dadurch eure eigene Jnter-
eſſen und eure Freibcit.

Der Soldatenrat Merſeburg. J. A. gez. Lehmann.

Kriegsbeſchädigte erhalten Vergünſtigung bei Benutzung
der Straßenbahn, des Stadtbades und in der
Lebensmittelverſorgung durch die Kriegsbeſchädig-
ten-Fürſorge, in deren Geſchäftsſtelle, Neue Promenade 3. die
betr. Anträge zu ſtellen ſind. Vorausſetzung für die Vergünſti-
gung bei der Straßenbahn iſt ſchwere Behinderung im Gehen.
Die Schwerbeinbeſchädigten oder ſonſt im Gehen ſchwer be
hinderten, auch Nervenkranke, können, ſowei ihr Einkommen
3000 Mk. nicht überſteigt für Ledige, 5000 Mk. bei Verheirateten,
die Straßenbahn zu ermäßigtem Satze benutzen gegen einen
Answeis, den ſie von der Kriegsbeſchädigten-Fürſorge erdalten.
Jn gleicher Weiſe werden Kriegsbeſchädigten Vergqünſlianngen
dei der Benutzung des Stadibades gewährt; die erforderlichen
Ausweiſe werden ebenfalls von der Kriegsbeſchädigten-Für-
ſorge ausgegeben. Kriegsbeſchädigte, welche auf Grund ärzt-
licher Atteſte Lebensmittelzulagen beanſpruchen können, er-
halten die Vordruge für die ärztlichen Zengniſſe, die den Stem-
pel der Kriegsbeſchädigten- Fürſorge tragen müſſen, in der Ge-
ſchäftsſtelle der Kriegsbeſchädigten-Fürſorge. Dieſe Vordrucke
ſind vom Arzte ausgefüllt und unterſchrieben in verſchloſſenem
Umſchlag an das Stadternährungsamt einzuſenden.

Vorträge des Bundes für Vaolkskraft. Am Freitag, den
28. Febrnar, 8 Uhr abends, wird Herr Profeſſor Dr. Grund
im Anditorinm Maximum der Univerſität über Jnnere Organe
und Nervenſyſtem in ihren Wechfelbeziehungen ſprechen. Ein-
trittskarten W im Vorverkauf auf der Geſchäftsſtelle des
Bundes zur Erbaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraft,
ſowie an der Abendkaſſe erhältlich. Mitglieder zahlen 0,50 Mk.,
Nichtmitglieder 0,60 Mk.

Die Armbinde Nr. e des Sicherheitsregiments Halle iſt
in Verluſt geraten. Vor Mißbrauch wird gewarnt! Abzugeben
Leettiner Hof, Magdeburger Straße, Zimmer 24.

Stadttheater. Heute, Miltiwoch, wird Anzengrubers Der
G'wiſſenswurm zum erſten Male gegeben. Donnerstag: Der
fliegende Holländer. Freitag: Nur ein Traum. Sonnabend:
Lohengrin. Sonnfag nachmittag Fremdenvorſtellung zu er-
mäßigten Preiſen: Die ſpaniſche Fliege. Sonnlag abend geht
Roſinis komiſche Oper: Der Barbier von Sevilla in neuer Ein
ſtudierung erftmalig in Szene.

Nietleben. Zur Gemeindewahl. Die Handidagtenliſte
der U. S. P. D. der in unſerer Gemeinde von den einzelnen
Parteien aufgeſtellten Kandidaten zur Gemeinderalswahl be-
ginnt mit den Namen: Hermann Meerettig und Ernſt
Waldheim.

Völlberg Wörmlitz. Freitag, den 283. Febenar, findet eine
Diſtriktsverſammlung in Wörmlitz ſtalt.

Beeſen. Zum Schntze der Lebensmittelmaga-
ine und der Bergbaubetriebe wurden geſtern in der
zerſammlung in Beeſen Freiwillige verlangt. Mit Hilfe

der Arbeiterſchaft wird der Schutz beſonders ſür die Nächte
ſo daß dadurch die Schauermärchen von bürgerlicher Seite über
Diebſtähle entkräflet ſind. t

Büſchdorf-Reideburg. Die Kandidatenliſten der
Unabhängigen Sozialdemokratie zur Gemeinde-
wahl tragen folgende Namen. Für Büſchdorf: Richter,
Emil, Former; für Schönnewitz: Driebuſch, Paul,
Kaufmann; für Burg b. R.: Gaſe, Heinrich, Lagerhalter;
für Capellenende:
Reideburg: Löwe, Franz, Steinſetzer.

Genoſſen, Genoſſinnen, Arbeiter, Handwerker, Veamte, Land-
wirte! Nun friſch ans Werk. Werbt für dieſe Liſten, ſtimmt
am 2. März nur für die Kandidaten der U. S. P. D.

(Weiters Lokales in der Veilage.)

Allerlei.
Parteitag der Regierungsſozialiſten. Berlin, 25. Februar.

Der Parteivorſtand der ſozialdemokratiſchen Partei Richtung
Scheidemann) wird in den nächſten Tagen über den Zeitpunkt

der Einberufung eines Parteitages beſtimmen, der unter
anderem Stellung nehmen ſoll zum Räteſyſtem, zum Problem
der Einigung mit den Unabhängigen, ſowie zu der Frage der
Beziehungen zu den Parteien der Enkenkteländer. Auch wirt
ſchaftliche Fragen ſollen erörtert werden.

en m nVerannworruch für Politik und Darcein würi bten; Paul dennig; für Halle
und Saalkreis: Kar Bort; fäc Aus der Provinz. Gottheb Kadparet; für An
T Hermann Scade; Verlag Vorksblaz: V. n. D. Oheſſen waſtoduqhdruckeret, G. m. d. H z Halle.

Kunze, Karl, Dreher, und für
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A. Oeſemme uAhlewercanoungen e
finden ſtatt in

Ammendorf

Betrifft: Regelung der Kontrolle des hrs aus dem und in das von den

lkommandos V. A. K. militäriſcher z c en Hauptmann Priwe) Brantſurt un Be
Gebiet
ſtellen

am Donnerstag, den 22. Februar, abends Udr, n
GColdenen Ködler.

Referent: Genoſſe Uldebrandte, Hane,

Wettin
em Donnerstag, den 27. Februar, abends 7 Ußr, im

Gaſthof Elſte.
Refexent: Genoſſe Reobenstaht, Aale,

Lieskanam Donnerstag, den 27. Februar, abends Nr.
Referent: Genoſſe Rau, Uslo.

CCMMCA III
Sonntag, den O. März, nahm s J Vhe,im Gasthof zu Gross-Crostite:
MVentl. Generalverſummlung

Tagesordnung:
Halbfjährlicher Geſchäftsbericht. *8761

a
Neu

a 6. J. D.

7

a 0 2 n 2W hicem lewer heredgerdernde ma in
Otto Bartelt, Oreyhauptstrasse 7.
Antihe Seccſmmahungen

Roßfleiſch- und Rohwurſt- Verkauf.
In der Woche vom 24. Februar bis 2. März dürfen für

jede zum Voßſleiſchb eng angemeldete Perſon
1 Eyramm

eiſch oder Wurſt aus Pferdefleiſch bei
händlern entnommen werden.

den RoDer Gartenei
e Nr. 20 iſt beim Einkauf vorzulegen und die Marke

Die nächſten Ueberwachungsſtellen befinden ſich:
im Vereicy p Venerattommandos T. I 4 3 Zilieſa. 281 von den Roßfleiſchhändlern für jedes verabfolgte

2. Die Hederivachnagsſteten werden der Hentraipolize ſtelle Ofen disgiwlingriſch S ierteivfund Fleiſch oder Wurit ghzuirengen. Der Ver

und wirtſchaftlich unterſtellt. Die Leiter ſtellt Zentralpolizeiſtelle Oſten, das dendtigte
Unte ſtellen die Diviſionen gemäß Anforderungen der Z. V. St. Es ſind nachet ältere, durchaus zuverläſſige Leute zu wählen (ehemalige aktive Un ere).

findet am Donnerstag, den 27. d. Mts., ſtatt. Ein
Anſpruch auf Verabfolgung von Pferdefleiſch beſteht nicht,
vielmehr kann dies nur ſoweit
Vorrat reicht, im übrigen mung Wurſt

abgegeben werden, als der
entnommen werden.

Halle, den 26, Februar 1919. Der WMagtſtrat.
Die im Ueberwa dienſt tärigen Wachmanun ſchaften halten die fürdie mr befindlichen Menſch unten Gebührniſſe und Verpflegung

Das Nähere regelt die Zentralpolizeiſtelle im unmittelbaren Einvernehmen mit

der Ueberwachungs ſtellen
6) inderung der Ausreiſe von Perſonen ans Deutſchland in daß don den zum

mittelſcheine 8001

Städtiſcher Verkauf von Käſe und Vackpulver in der
mtſchule, am Donnerstag, den 27. Februar. Zugelaſſen

nkauf werden die Jnhaber der Nummern der Lebens
vorm. von 8--12 Uhr und dieAufſſtändiſchen beſetzte Gebiet. Inhaber der Nummern 9501-12 000 nachm. von 2—6 Uhr.e e n n a t n en e e ren n ereiſeo) Verhinderung der Ausſuhr von Munition, Wa Aus ufw. von 10 Pfg. abgegeben.a) rkwie der an die Front gehenden und von s Militär e Februar 1919. Der Maglftrat.

s Secerelens der Änoreiſenden: e h hen2) Militärperſonen die nicht in geſchloſſenen Transporten ankommen und für In letzter Zeit ſind wiederholt verſchiedene Zigarren
den Grenzſchutz beſtimmt ſind, benötigen eines von einer miluäriſchen Dienſt

Bekanntgabe des Reviſionsberichts.
Wahl der ausſcheidenden Vorſtands und Auf
ſichtsratsmitglieder.
Anträge der Mitglieder, dieſelben müſſen fünf
Tage vorher ſchriftlich eingereicht ſein.

Der Aufslohterat. H. Mange, Vorſitzender.

Die grosse Sünde

2 es S

wenn Sie eieh noch nicht die grstefassigen
Darbietungen der borähmten

Schulreiterin
Fräulein Helene Flseher

mit ihrem DOressurpferd

Erbherr Harkgrakf II.
und des

Stallmeisters

mit seinem VolBhlutwallaeh

„Dardanell“
im *3548

füppodrom
intergarten,

angereben haben

Nietſleben, ine
Arb. Turnverein „Frischauf'

Sonnabend, den I. MHärs. abends 7 VRr,
Z '8854 im Gasthorf „Zur Sonne
Gr. Lumpen- Abend.
Hier ladet freundliches ein Der Vorstand

unterichriebenen, mit Dienſtſtempel verſehenen Ausweiſes. zweifelsien Fällen kann ein entſprechender Ausweis auch von der et
ſtelle nachträglich ausgeſtellt werden.

d) Entlaſſene ttörterſgzey deutſcher Nationalität. Soweit die Retſeziele
in dem e ge im Oſten von der Front im Weſten von der rückwärtigen
Sperrlinie (ſ. i begrenzt iſt, liegen, iſt die Einreiſe zu geſtatten. Liegtdas Reiſeziel jenſeits der deutſ i linie, ſo iſt eine Weiterreiſe

r r ter e ſie r nicht fürn Gr utz zur Verfügung „den Uederwachungsſtellen nach eigenemWanſa een Da im Jnnern Deutſchlands anzugeben, t den ſie aurückeiſen

Sie ſind von den Ueberwachungsſtellen unter Ausſtellung eines Militär
ſahrſcheines entſprechend in Marſch zu ſetzen.

o) Entlaſſene Militärperſonen zolniſcher Nationeglität iſt das Ueberſchreiten
der Linie Steinau--Glogau Neuſalz--Rothenburg-Reppen verboten. Falls

e unverdächtig ſind, ſteht einer Rückreiſe nach einem anderen Ort Deutſch
ands nichts im Wege. Ausſtellung von Militärfahrſcheinen iſt geſtattet.

O) Unverdächtige Zivilperſonen deutſcher Nationalität ſind wie Militärperſonen
unter 5b) zu behandeln, nur hat die Rückreiſe auf eigene Koſten zu erfolgen.

0) Un verdächtige Zivilperſonen Folniſcher Nationalität vergl. 50). Rückreiſe
jedoch auf eigene Koſten.O Ka Perſonen, bei denen nach dem Ermeſſen der Leiter der Ueberwachungs

ſtellen der Verdacht vorliegt, daß ſie aus Spionage oder ſonſtigen un
iauteren Gründen die Ausreiſe erſtreben, ſind feſtzuhalten und in geſchloſſenen
Transporten dem Gefangenenlager Sagan (für Bereich der 10. J.-D.) oder
Havelberg (für Bereich der 5. J.-D.) zu überweiſen.
Ebenſo ſind den Gefangenenlagern zu überweiſen Leute, die an und für ſich
unverdächtig ſind, die jedoch die Rückreiſe aus irgend einem Grunde verweigern.

6. Die den Geſangenenlagern Ueberwieſenen ſind lediglich als in Schutzbani be
findlich anzuſehen dementſprechend unterzubringen und zu T ndeln. Hinſichtlich der
Verpflegung ſind ſie der deutſchen Zivilbevölkerung e hauſee en.Veſchrentungen dinſichtlich der Unterbringung ſind nach Möglichkeit zu vermeiden.

Ausnahmen Kriegsgefangene, die nach den bisher für Kriegsgefangene gültigen

geſchäfte

geblichen. Nach
vember 1918 iſt dies aber nur zugelaſſen für Lebensmittel-,
Blumen-, Barbier und

Sonn und Feſttags zum Verkauf scößfpet
Os 4 der Bekanntmachung vom 5*.

riſenr ſowie Zeitungeverkaufs-
geſchäfte. Die Zigarrenläden müſſen geſchloſſen dieiden

Halle, den 21. Februar 1919.
Arbeiter und Soldatenrat. Die Polizeiverwaltung.

Familien Nachrichten. d

Nachruf.
Am 27. Sept. ſiel, nachdem er bereits das dritte Mal

ins Feld zog, durch Kopfſchuß unſer vielgellebter guter
Sohn, mein lieber Bruder, der Gefreite

Wilhelm Wagner, Athlet,
in ſeinem blühenden 27. Lebensfahre.
Dies zeigen an die tieftrauernden Eltern und Sohn,

Familie A. Peter, Nietleben-Gr. Garben.
Du ſankſt dadin, wie Roſen ſinkWenn ſie in voller Blüte üeeln tn
Und heiße, bitt're Tränen fließeWeil du ſo mußteſt von uns geh'n,
Wer hätte das von dir gedacht.
Daß du fo früh zur Ruh' gebracht.

ie ſchwer ward dir das eiden

ne S z t deißt ni was wir fetzt leJn dieſem tiefen merz. en,
Ruhe ſanft geliedter Sohn, in Frankreichs kühler Erde!
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Beſtimmungen zu behandeln ſind, und Leute, denen Spionage oder Landesverrat nach
r werden kann. Dieſe Letzteren ſind der zuſtändigen Zivilbehörde zur Aburteilung

u ren.7. Behandlung der einreiſenden Polen und Poluiſch-Dentſchen: Eine Einreiſe
nicht mehr ſtattzufinden, außer, wenn die beſondere Genehmigung des General

kommandos oder der Diviſionen einwandfrei nachgewieſen werden kann. Päſſe, die vom
Oberſten polniſchen Volksrat ausgeſtellt ſind, haben keine Giltigkeit. Die Einreiſenden
ſind zurückzuweiſen, ſofern ſie nicht als verdächtig feſtgenommen werden mäſſen.

8. Die Ueberwachungsſtellen haben den Gefangenenlagern die Hahl der ein
zuliefernder Schutzhäftlinge rechtzeitig telegraphiſch vorzumelden. Jn den Gefangenen
lagern ſind alsbald Liſten aufzuſtellen mit Namen, Heimatsort der Schuzhäftlinge,
Grund und Ort der Feſtnahme.

9. Die Gefangenenlager reichen entſprechende Liſten der Zugänge dem General
kommando V. A. K. zu jedem Montag ein.
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Sozlaldemokratlscher Verein 3 P. 1)
Nerreburg-Querfurt, Detrt Heuman

Bei Ausübung ſeines Berufes verunglückte töd
lich der Genoſſe

Otto FehsS, Sennuori.

10. Die an 10. J. D. und 5. J. D. unter Generalkommando Ib Nr. 881/19
vom 7 1. i ergangene Verfügung betreffend Verhinderung der Einreiſe wird hierdurch

i erührt.nicht re itgoſdetenret V. A. K. Von ſeiten des Seneralkemmeendes.

gez. Chaim. Der Chef des Generalſtabes.
sez. v. Weſthoven, Major.

Für die Richtigkeit.
gez. Gotzmann, Hauptmann.

An ſämtliche (ſtellv.) Generalkommandos pp. eg788
GVGGAAUSUSSS wo

Generalkommando Magdeburg, den 18. 2. 1919.IV. Armeekorps agdebusg, den 18. 2. 1919
Abt. Ib Nr. 583.

Vorſtehende Abſchrift zur Kenninißnahme und Weiterbekanntgabe.
Von ſeiten des Generalkommandos. Der Zentralſoldatenrat IV. A. K.

Der Chef des Generalſtabes. gdt f.von dem Hagen, Oberſtleutnant.

Generalkommando Abſchrift
VI. Armeekorps

I op. Ia org. Nr. 394/1. 19.
I. Auf hoheren Befehl iſt ein Verkehr von Zivil und Milifärpe ſonen goch dem

von Polen beſetzten Teil der Provinz Poſen nicht mehr zuſtändig.
2. Entlaſſungen nach dem beſetzten Teil der Provinz Poſen dürfen nicht mehr erjohaen.3. Entlaſſene Soldaten fremder Korps, deren Fehucheine nach dem beſetzten Teil

Breslau, den 22. 1. 1919.

Mersehburg.

„ftisch auf“,
onnabend, den Mär, Ball,von abends 6 Uhr an,

in der „Funkenbhurg“:
Freunde und Gönner des Vereins ind hiermit eingeladen.
*3355

Kaninchenfeſle

sowie alle anderen Felle u. Rosshaare
Kauſt o héöehsten Tagespreisen.

Paul unter Hocht, men
Inhaber: Loo Folteo her.

m

2

Arbeiter-Radfahrer-Verein

e

der Provinz Poſen gerichtet ſind, J anzuhalten, Jm Falle, daß dieſe Leute
kein Unterkommen in der Provinz en nachweiſen können, ſind ſie im Lager
Neuhammer unterzubringen.

Von ſeiten des Zentral-Soldatenrats. Von ſeiten des Generalkommandos.
gez. Eggers, Für den Cbef des Eeneralſtabes.gez. Keſterberg,

Major.
Generalkommande
IV. Armeekorps

Abt. Ib Nr. 588.

Zu Ib Nr. 379 vom 1. 2. 19.
Vorſtehende Abſchrift zur Kenntnisnahme und Weiterbekanntgabe.

Von ſeiten des Generalkommandos. Der ZentralSoldatenrat IV. A. K.
Der Chef des Generalſtabes. J. A

Magdebarg, des 19. 2. 1919.

Lörf dh W *3769Stftrassenbesenm 28! Raninchen
alle Bitten ind berenwaren, e e

in den bekannten, guten Qualitäten, empfiehlt

Otto Renner, Vorsehu eMarkt 18.

Paul Karrasch Karl Hernsdort
WVWheim Kanen Richard Jentsch

I Fran loren Karl Busch

r

Die Pistrfrtsleltuvg.

J ſirn Verein Fichte hadewen
und Umgegend

de Turngenossen
er gefallen

pau] Schröder
Karl Edert

Dem Volkermorden z fo
zum Op

Otto Oxwalo
Kurt Gut

Otto Cxwald Otto Hoffmann e
Fritz Kopt Relnnold Hoffmann
Richard Wilkerling Paul Pfelter
Franz Zelehling Otto Preuss
Fritz Schmidt Walter Schöne

Ferner sind zu Hause noeb gestorden die Turn-genossen
kichard Klepsch, Hermann Rusze3,

Erlch Rössler
und die Tarogenossin

7

*g762
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Dankſagung.
Zurückgekehrt vom Grabe unſeres lieben, teneren

Entſchlafenen, ſagen wir allen denen, die ſeinen
Sarg ſo reich mit Kränzen ſchmückten, unſeren herz-lichſten Dank. Dank den Schweſtern im Euſabett-

krankenhauſe für ihre liebevolle aufopfernde Pflege
an ſeinem Krankenbette. Beſonders danken wir

rrn Paſtor Witte für ſeine uns zu gehende
ede am Grabe, ſowie den lieben Arbeitskollegen,

welche ihn, zur letzten Ruhe geleiteten. Dies alles
hat unteren wunden Herzen wohlgetan.

Hakle, den 24. Februar 1919.
Jm Namen der trauernden Hinterbliebenen 3

Wwe. Berta Büchner nebst Söhnen.
Du warſt ſo gut, du ſtarbſt zuWer dich gekaunt, vergißt i e

Nube ſauft!
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Halle (Saale), 26. Februar 191
e

Das Ende
der ſtädtiſchen Dreiklaſſenherrſchaft.

Die letzte Sitzung der alten Stadtverordneten
verſammlung.

Die alte ſtädtiſche Dreiklaſſenvertretung hat geſtern thrDaſein endgültig ausgehaucht. Sie iſt toi, mauſetot! t
lebte ja ſeit dem 9. November nur noch ſozuſagen von Revo
lutionsgnaden. Daß man ſie noch über drei Monate leben ließ,
das iſt eine der vielen Abſonderlichkeiten, deren gerade die
deutſche Novemberrevoluticn ſo viele aufzuweiſen hat; ſie hat
eben noch viele „Kinderkrankheiten“ zu überwinden, bevor ſie
vor dem Urteilsſpeuche des revoluſionären Proletariats
beſtehen zann. Mit dem ſtädtiſchen Dreiklaſſenhaus iſt wieder
ein Stück mittelalterlichen Preußens verſchwunden. Es ver
dankte ſein Beſtehen dem Syſtem der Ungerechtigkeit, Gewalt
und Unterdrücklung, das jahrzehntelang ſo ſchmachvoll auf dem
preußiſchdeutſchen Volke gelaſtet hat! Das herrſchende Prinzip
in der alten Halliſchen Dreiklaſſenſtube waren der Geldſack,
und hier wieder in der Hauptſache die Hausbeſither
d e ſevt Die Hansbeſitzerintereſſen waren ja ſchon in
der alten jetzt noch geltenden preußiſchen Städteordnung ver
ankert, die den Hausbeſitzern ſchon von vornherein die
Hälfte der Stadtverordnetenſide ſicherte. Die weitere Ent
rechtung der beſigloſen drittklaſſigen ſchaffenden Volksmaſſen
beſorgte dann das elende Dreiklaſſenwahl, recht“, das 800 Geld
ſacksmännern mehr Wahlrecht gab als 30 000 unbemittelten
Wählern. Was Wunder. daß dieſes famoſe Wahl,recht“ ſeinen
Nutznießern, den bürgerlichen Geldſacksvertretern, Hauspaſchas
uſw. derart gut gefiel. daß ſie es gar gern verewigt hätten
Aber auch hier hat ſich wieder einmal das Wort Heraklits be
wahrheitet, daß das Beſtändige nuc der Wechſel iſt. Und
auch der Herr Stadtverordnetenvorſteher Juſtizrat Keil mußte
ſich dieſem Geſetz beugen, ſo wehmütig es ihm auch ankommen
mochte, als er geſtern dem alten ſtädtiſchen Dreiklaſſenparla-
ment die Grabrede hielt. Er ſpendete übrigens den abtretenden
Stadtvätern reichlich Weihrauch und Lorbeeren, und fand des
Rühmens gar kein Ende, als er davon ſprach, wie „uneigen-
nützig' die Herrſchaften ſtets für das „Wohl der Stadt“ gewirkt
hätten. Wer lacht da? Einige dieſer „ſelbſtloſen“ bürgerlichen
Herren floſſen in der geſtrigen Sitzung noch einmal förmlich
von „Wohlwollen“ über, als ſie ſich mit einem erheblichen Auf-
wand von et für die Gehaltserhöhung der ſtädtiſchen
Beamten und Angeſtellten ins Zeug legten. Aber man merkte
doch, namentlich bei Herrn Stadtverordneten Heine, nur
allzu deutlich, daß dieſe Reden von den bevorſtehenden
Stadtverordnetenwahlen nicht ganz unbeeinflußt
waren und ward verſtimmt. Jndes: man darf wohl auch
den Veamten ſoviel Urteilsreife zutrauen, daß ſie dieſe Ge
legenheits freunde von ihren wahren Freunden zu
unkerſcheiden wiſſen. Von den ſozialdemokratiſchen Stadtver-
ordneten waren es die Genoſſen Henni g und Gröbel, die
ſich der Intereſſen der unteren und mittleren ſtädtiſchen Be-
amten, Angeſtellten und Arbeiter mit Entſchiedenheit an
nahmen. Herr Stadtverordne:er Hoe hatte wieder einen ſeiner
„unbeherrſchten Momente“, als er dem Genoſſen Hennig als
Grund ſeines Eintretens für die unteren Beamten „Geriſſen
heit“ untexſtellte, und bot damit zugleich unfreiwillig wieder ein
Stück Selbſtcharakteriſtik. Alle anderen Punkte der
Tagesordnung nicht einmal die Verſtärkung des Kriegs
fonds um weitere 6 Millionen, die Auſnahme einer Anleihe,
die Erhöhung der Gas und Waſſergebühren uſw. reizten
die Siadtväter weniger zum Reden; es wurde ihnen meiſtdebattelos zugeſtimmt. Nur zum Schluffe. der Sitzung gab es
roch einige elegiſche Abſchiedsreden, die faſt alle auf den
gleichen Ton geſtimmt waren, wie die Begräbnisrede des Vor
ſtehers Keil. Sie wurden gehalten vom Oberbürgermeiſter Dr.
Rive und einigen Stadtverordneten, von denen Stadtverord-
neter Kallmeyer den Dank des Hanſes an den Vorſteher
erſtattete für ſeine gewiſſenhafte und umſichtige Leitung.

Nun, das hat aufgehört zu beſtehen,und nach dem 2. März wird hoffentlich der neue Geiſt, den die
Revolution geweckt hat, in die Halliſche Stadtſtube einziehen.
Die neue Siadtvertretung tritt ein ſchlimmes Erbe an, das ihr
das alte zuſammengebrochene Syſtem hinterlaſſen hat. Sie ſoll
auf einem Trümmerhaufen neu aufbauen, und unendlich
ſchwierige Aufgaben harren ihrer. Die neuzuwählenden Stadt
verordneten werden ſie dann am beſten löſen, wenn ſie die
praktiſchen Notwendigkeiten mit dem Geiſte des Fortſchritts
auf allen Gebieten des ſtädtiſchen Gemeinweſens zu einheit-
lichem Wirken verbinden, und wenn ihnen das Wohl der
Geſamtbevölkerung zum oberſten Grundſatz ihres
Handelns wird. Wer das Wirken der Stadtverordneten von
dieſem Geſichtspunkte aus betrachtet, der wird dem nunmehr

Bauſünden in Halle.
Von Architekt M. Knanuthe, Halle.

Der Stadtverordnetenkandidat der Unabhängigen
Sozialdemokratie, Genoſſe Architekt Knaäuthe,
er uns über die Vauſünden in Halle und über
as zukünftige Stadtbauprogramm fol

gende beachtlichen Ausführungen:
Halle war eine ſchöne Stadt. Das iſt lange her. Die Salz-

quelle bereicherte alle Vürger. Großzügige Anlagen und ſtolze
Vauten zeugen noch heute von einem geſunden Salzkommunis-
mus. Hunderte von Dichtern ſangen der Saaleſtadt Lobl Wer
wagt das heut noch?

Der ſchöne, alte Stadikern und eine hübſche Landſchaft ſind
hier verſchandelt worden in roher und ſchäbiger Weiſe. Das
Geſchlecht der Städtebauer und wahren Architekten ſtarb aus.
Das Salz der guten Denkungsart: „Einer für alle, alle für
einen“ wich der bitterſüßen Geſinnung: „Der Profit über
alles“. Vauſpekulanten und unfähige Bureankroken verbünde-
ten ſich zu einer Sippe gegen die Schönheit der Stadt.

Wie in Schilda ſtritt man ſich 10 Jahre um das fädkiſche
Schwimmbad. Heute würden vier ſolche Anſtalten noch nicht
ausreichen,

Man banute nicht vor, ſondern man ver baute. Der Bahnhof
und der Platz davor ſind ſcheußliche Geſchenke des preußiſchen
Flügelrades.

Man baute die Straßen nicht nach dem Gelände, aber nach
der Reißſchiene. Die Ludwig WuchererStraße iſt das komiſche
Geiſtesprodukt eines Städte tief baners.

Das Bauen ſozialer Anſtalten überließ man Stiftern, die
meiſtens aus dem Arbeiterſtande hervorgegangen waren. Ohne
dieſe freiwilligen Zuwendungen ſozial Empfindender
ſähe es noch viel troſtloſer aus in Halle.

Die Stadtväter hielten ſich natürlich für Wohltäter, wenn
ſie ſolche Stiftungen annehmen und ausführen durften.

Eine beſonders geiſtreiche ſtädtebauliche Anlage iſt doch ſicher
das Paulnsviertel. Man ſetzte einfach eine Kirche auf einen
Hügel und umgab ſie mit einem Strahlenkrang von Strah en.
Die Pauluskirche mag vielen wohl ein Symbol ſein, dem Fern
fühligen iſt ſie ein architektoniſches Monſtrum.

Am ſchönſten wohnt es ſich doch an der Saale. Das Trödel
und Gexberſtraßenviertel iſt ein Muſeum auf Abbruch. Ja

d dtiſchen Dreikl räne ae Da D auf Grund en r h
begrüßenrechts zu wählende Stadtvarlament mit denbeſten Hoffnungen. Und wir ſind gewiß, daß, wenn die Halli

ſchen beſitzloſen Wähler am 2. März ihre volle ldigkeit tun
und der Liſte der Unabhängigen Sozialdemo-kratie gum Senttäuſchen wird. h e h n aus vägt

Stadtverordneten Vorſteker
Sitzung mit einer Anſprache. Er ſagte u. a.: iſt die
letzte Sitzung, zu der wir heute zuſammengetreten ſind. er
nach uns kommt, wiſſen wir nicht. Unter dem früheren
rechte wurde ein Drittel der Stadtverordneten alle zwei e
neugewählt. Unter dem neuen Wahlrechte, „deſſen Vorz
noch nicht allgemein anerkannt ſind“, wird die neuzuwähl
Stadtverordnetenverſammlung eine andere Zuſammenſetzung
erhalten. Die bisherigen Stadtverordneten in engem

r mit dem Magiſtrat auf allen Gebieten
ihres Wirkens Hervorragendes geleiſtet, Abgeſehen von den
Kriegsjahren, waren ihre Richtlinien ſtets Sparſamkeit und
Solidität, und unter der Leitung von weitblickenden Männern
tand ihnen das Wohl der Allgemeinheit immer obena w. n
ich die neuen Männer das Wohl der Allgemeinheit gleichfalls

zur Richtſchnur dienen laſſen, ſo iſt auch in Zukunft das Vlühen
und Gedeihen der Stadt geſichert.“

Unter den Eingängen kam an erſter Stelle eine Ent
ſchließung der Bühnenangehörigen des Stadttheaters zur Verleſung, in der ſie üebernahme des Stadttheaters
in ſtädtiſche Regie fordern. Die Eingabe wurde dem
Magiſtrat als Material überwieſen. Von einer Zuſchrift des
Bankiers Haßengier, die ſich auf eine von ihm vor zwei

beabſichtigte Kriegsſtiftung Errichtung eines Krieger
heims) bezieht, ſagte der Vorſteher daß er ihre Verleſung weder
im Intereſſe des Einfenders noch der „anderer Herren für an

hält. Nach einer belangloſen Debatte wird über den
egenſtand zur Tagesordnung übergegangen.
Den Punkten 1 bis 8 der Tagesordnung: Erweiterung der

Schlammtrockenbeete auf dem Tafelwerder, Mittelbewilligung
für einen Wettbewerb, und Fluchtlinienfeſtſetzung für die Ka
nonierſtraße wurde debattelos zugeſtimmt.

Punkt betraf die Uebernahme einer Bürgſchaft
Die Akademiſche Speiſeganſtalt e. V. in Halle will
um Zwecke der Erweiterung ihres Unternehmens das AlteKBromenade b belegene Tulpe- Grundſtück mit Einſchl

des geſamten Jnventars zum Preiſe von 820 000 Mk. käufli
erwerben. Der Magiſtrat hat auf Erſuchen W ein
von der Sächſiſchen Provingialbank in Merſeburg der Akademi
ſchen Speiſeanſtalt zu gewährendes Darlehen bis zur Höhe von
212 000 Mk., ver lich mit 4 v. H. jährlich und zu 1 v.
zuzüglich der erſparten Zinſen tilgbar, die ſelbſtſchuldneriſ
Bürgſchaft zu übernehmen unter den Bedingungen, eine
Sicherungshypothek für die Stadtgemeinde bis zur Höhe des
Darlehnsbetrages auf dem Grundſtück und die
Sicherung für die Stadt auch auf die der Univerſität gehörigen,
dem Grundſtück vorgelagerten Parzellen von 256 Quadrakmeter
erſtreckt wird. Der Antrag erhielt die Zuſtimmung des Kolle
giums.

Punkt 5
Gehaltszuſchüſſe für ſtädtiſche Bedienſtete

führte zu einer lebhafteren Ausſprache. Die Vorlage des Magi
ſtrats fordert für die „ſtädtiſchen Bedienſteten“ u. a.:

Den Magiſtratsbeamten,
und ſtädtiſchen Lehrperſonen wird für die Zeit vom 1. Mär
1919 bis 81. März 1920 ein r a von 1200 Mk.
mit J Einſchränkungen gezahlt: 1. Ausgenommen von
dieſer Gehaltsregulierung werden: die beiden Direktoren
der Straßenbahn und der Direktor des Elektrizitätswerkes, da
bei dieſen Beamten vor kurzem eine endgültige
ſetzung ſtattgefunden hat; b) die Betriebsangeſtellten der Gru
Ver. Karl Ernſt, weil deren Beſoldung auf Grund eines all
meinen Abkommens mit der Grubenbeamten-Organiſation
reits endgültig geregelt worden iſt. 2. Weibliche ſtändig Be
ſchäftigte erhalten den Gehaltszuſchuß nur in einer Jahreshöhe
von 800 Mk., ſofern es ſich nicht um Witwen mit mindeſtens
einem Kind handelt; letzteren iſt der volle Zuſchußbetrag zu
zahlen. 8. Denjenigen Beamten, welche während der Geltun
des Gehaltszuſchuſſes penſioniert werden, wird der Zuſchuß be
der Penſionsfeſtſetzung in Höhe von 600 Mk. dem ähi
gen Dienſteinkommen zugerechnet. Sollte bei der endgültigen
Gehaltsregulierung der Zuſchuß den Betrag von 600 Mk. über-

ſteigen, ſo iſt quch der UNeberſchußbetrag penſionsfähig. Die
Mittel für dieſen Gehaltszuſchuß werden ſich für ein Jahr auf

illionen Mark beziffern.

r t

ak Keil er die
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den ſcheußlichen, naſſen und dreckigen Buden müſſen Bürger
der Stadt wohnen.

Die Viebichenburg iſt Halles Edelſtein. Geſchmadfleſe
Häuſerbauer haben ſein Gegenüber mit häßlichen Villen ver
unziert.

In einem Angkomieſaal riecht es manchmal nach Leichen.
Die geſunde Stadt Halle hat eine ähnkiche Duftquelle. Es
kommt nicht auf die Papierfab.ik, ſondern auf den herrſchenden
Wind an, ob es in Halle ſtinkt: ſie ſoll uns ſo nahe bleiben.
damit die Arbeiter keinen weiten Weg zwihr haben. Das ſagen

die Aktionäre.
z Halle iſt jetzt eine verbante, verwahrloſte und unhygieniſche

tadt.
Zugegeben ſei, daß beſonders unabhängige Architekten immer

wieder auf die banlichen und ſoziglen Mißſtände hingewieſen
haben. Es gelang ihnen, tüchlige Vaubegmt; für das Hochbau-
amt zu finden. In zähem Kampfe mit den Rückwöriſern ver
ſuchte man, der Stadt ein ſchöneres Gepräge zu geben. Aber
viele großzügige Proiekte ſcheiter'en an dem Starrſinn der
Privilegierten. Halle hinkt weit hinter den anderen Groß-
ſtädten her, in denen ſchon ſeit langem einigermaßen ſoziale
Gemeindepolitik betrieben wurde. Jetzt macht es doppelte
Mühe und koſtet das dreiſache Geld, wenn das Nötigſte nach
geholt werden ſoll.

Was fordern voransſchanende Arkeſter und Bürger zur Ab-
ſtellung der kraſſeſten Mißſtände? Alles, was von der 6.
meinde, Genoſſenſchaften und Privaten gebaut wird, muß auch
der zukünftigen einwandfreien Geſtaltung der Stadt nutzen.
Jeder, der baut, muß ſich einem Programm fügen, das von

der Gemeinde gebilligt wird.

kommen unter die Ter an ibrer Stelle entſtehen Ge-
miindebauten. Fabriken müſſen dahin, wo ſie die Ein
wohner nicht beläſtigen können.

fenden Wohnhäuſern kommt nur ſolideſte Ausführung in
tracht. Die ſogenonr en billigen Bauweiſen entwerten nur die
Hänſer und ihre Nuddarkeit, Zur Befreiung der Hausfranen
und Mütter von ihren vielen Echmatzarbelten müſſen die Mohn
häuſer alle techniſchen Errungenſchaften aufweiſen Kinder
gärten, Echulen, Feuerwachen, Velkshäuſer, Cemeinde auf
häuſer uſw. geben Gelegenheiten zu reizvollen ſtäd ebaulichen

ſtändig beſchäftigten r

wirklich tüchtigen Fachlenten angeſtellt und von der Mehrheit

Die nen Wohnkolonien der Stadt z. B. gehören ſelbſtver
ſtändli in geſunde Gegenden. Alte unhnygieniſche Stadtviertel

llbahnen bringen die
Arbeiter zur Arbeitsſtätte. Vei den ſchnellmöglichſt zu ſchaf

Stadtv. Hoe begrändete, als Berichterſtatter des Haushalts
die Vorlage u, a. damit, daß die Gemeindebeamten

im allgemeinen verhältnismäßig viel ſchlechter bezahlt würden
als die Arbeiter, die bisher „den meiſten Gewinn von der Revo
lution hätten. Er empfahl die Vorlage des Magiſtrats
mit der uyg daß die zu bewilligende Gehaltserhöhung
nicht, wie es der Magiſtrat wünſchte, für 13, ſondern nur für
ſieben Monate Geltung haben ſollte.

Die Ausführungen des Stadtv. e der für Annahme
der Vorlage ſprach, verloren dadurch erheblich an Wert, daß ſie
allzu deutlich wie eine Kandidatenrede zu den bevor
ſtehenden Stadtverordneten- Wahlen anmuteten

Stadtv. Genoſſe Hennig: Die Vorlage konmt über-
raſchend ſchnell. Man kann einigermaßen verwundert darüber
ſein, daß ſich die Stadtverordneten in ihrer letzten Sitzung auf
einmal noch die Regelung und Erhöhung der Beamtengehälter
ſo angelegen ſein J Bisher war das ſoziale Empfinden
bei der bürgerlichen tadiverordnetenmehrheit nicht übermäßig
groß. Wir wollen die Vorlage nicht an der Zuſtändigkeitsfrage
zum Scheitern bringen. Denn unter den ſtädtiſchen unteren
und mittleren Beamten beſteht zweifellos ein großer Notſtand.

r die ſtädtiſchen VBureaubeamten noch ſo niedrige
Gehälter erhalten, das iſt ein geradezu beſchämender und un
verantwortlicher Zuſtand für eine Stadt wie Halle. Wir ſozial
demokratiſchen Stadtverordneten haben immer Verſtändnis und
ein warmes Empfinden für die Lage der unteren Beamten ge
habt. Auch die Vorlage des Magiſtrats darf nur als

ein Notbehelf
angeſehen werden, und daher nur für eine möglichſt kurze Friſt
angenommen werden. Denn die Regelung der Gehälter der
ſtädtiſchen unteren und mittleren Beamten muß künftig von
einem ganz anderen ſozialen Geiſte getragen werden als bisher.
Daß bei den bisher bewilligten Teuerungézulagen die unteren
Beamten keine höheren Beträge erhielten als die höheren, das
haben wir ſtets als ungerecht und unſozial empfunden und be
kämpft. Die unteren Beamten ſind durch das Verfahren, das
dier die Stadtverordnetenmehrheit bislang anzuwenden beliebte,

rtgeſetzt ſchwer benachteiligt worden. Es iſt notwendig, eine
eue Gehaltsſkala aufzuſtellen, die den unteren Beamten mehr

Gerechtigkeit widerfahren läßt. Ich beantrage, nur den erſten
drei Beamtenkategorien, bis zu den Baninſpektoren, Gehalts-
zuſchüſſe zu gewähren, und den am niedrigſt bezahlten Beamten
monatlich 20 Mark mehr zu bewilligen.

Stadtv. Gröbel: Man möchte nur wünſchen, daß man,
wern es ſich um Lohnzulagen der ſtädtiſchen Arbeiter handelte,
auch immer leicht zu Zugeſtändniſſen bereit geweſen wäre.
Aber wir haben da immer nur wenig Gehör gefunden. Alle
ogialdemokratiſchen Anträge, die auf eine Verbeſſerung der
age der Arbeiter abzielten, wurden in der Regel abgelehnt.

der Vorlage des Magiſtrats muß inſofern ein Ausgleich
geſchaffen werden, daß man die den am höchſtbezahlfen Beamten

r öhung den ſchlechteſtbezahlteſten zugute
mmen läßt. Halle ſteht traurigerweiſe in der

r ter deutſchenStädten mit an allerletzter Stelle. Die unteren
und mittleren Beamten bedürfen bei der ſtär dig fortſchreitenden
Entwertung des Geldes tatſächlich dringend einer Gehalts-
exhöhung.

tadtrat Wu rm nahm ſich der Magiſtratsvorlage an. Bür
ermeiſter Se del: Der Magiſtrat hat für die ſtädtiſchen

Beamten ſtets ein gutes und weites Herz gehabt. Der Magi-
ſtratsantrag iſt der „demokratiſchſte“ von allen Anträgen.

Stadtv. Genoſſe Hennig Von den unteren ſtädtiſchen
Angeſtellten ſind beſonders die Feuerwehrleute ſehr
ſchlecht bezahlt. Unter dem alten Syſtem war es immer ſo,
daßden Oberengegeben, undden Unteren genommen
wurde. Aber gerade das Unſoziale und Ungerechte an dieſem
Syſtem hat auch mit den Zuſammenbruch des Alten herbei-
geführt. Daß man auch ſämtliche Magiſtratsmitglie-
der, einſchließlich des Oberbürgermeiſters, mit in die Gehalts
m v 7 will, das läßt ſich nicht rechtfertigen.

ach einer Reihe von Unterabſtimmungen wird hierauf in
der Schlußabſtimmung die Vorlage des Magiſtrate mit den vom
Haushaltsgusſchuſſe eantragten Abänderungen und dem An
trage Stadtv. Hennig mit großer Mehrheit ange
Die ér s des Gaspreiſ f 20 Pf. fe Erhöhnng des Saspreiſes auf 29 Pf. für dasKubikmeter wird wlpeheißen, ebenſo die Erhöhung der
Waſſergebühr von 18 auf 24 Pf. für das Kubikmeter.

Sechs Millionen für den Kriegsfonds
wurden ohne Widerſpruch bewilligt, und auch die beantragte
Aufnahme einer

Anleihe von 42 Millionen
fand die Zuſtimmung des Kollegiums.

Anlagen. Gärten und Parks, Spiel und Sportplätze dürfen
nicht fehlen.

Alles das kann nur erreicht werden, wenn die Stadt endleh
und in größtem Umfange Selbſtunternehmer wird und
darauf ſieht, daß alle ihre Bauten und Schöpfungen nach einem
einheitlichen Plane ſowie techniſch hygieniſch und künſtleriſch
einwandfrei ausgeführt werden.

Die Arbeiterſchaft bekommt bei den kommenden Stadiver
ordactenwahlen eine Macht, die ſie zum Wohle der Gemeinde
anwenden wird. Sie wird nicht in den Fehler verfallen, die
Ratſchläge der geiſtigen Arbeiter, der Städtebauer, Architekten
Aerzte, Künſtler, Jngenieure und Pädagogen zu ignorieren
In einer ſozial und demokratiſch geleiteten Stadt entſcheidet
nicht mehr die Geldſäcke über Fachfragen, ſondern die Führe
der Arbeit und des Geiſtes.

Iſt es erſt einmal allgemeiner Branuch geworden, ſich wie
Rechtsfragen des Anwolts, bei Krankheiten des Arzies, ſo an
in baulichen Fragen des Architekten zu bedienen, ſo wird es w
der Zeit auch wieder eine Luſt ſein, im ſchönen und praktiſch
Halle zu wohnen.

i.

An die Schläfer. e
Du ſchläfſt noch, tellnahmsloſer Geſell?
Wenn rings die Welt in Waffen ſteht,
Wenn neues Hoffen, wenn Frühlingsahnung r
Flüſternd durch alle Lande geht:
Du ſchläſſt?

Wach anf und ſieh in die kämpfende Wel!
Und ſieh der Arbeit ſtolze Wehr,
Das Volk der Arbeit ſammelt ſich,
Du müder Schläfer, wir rufen anch dich
Zu der Arbeit trotzigem Weltenheer:

Steh auf! 4eh auf! Hinanus heiligen Kampf! ar.ieh: Nie ſind der Kämpfer zuviel. bunkt
Wir kämpfen für Freiheit, für Brot und für en
Und warſt du bis heute ein duldender gneckage der
So wag's und erkämpfe dein Menſchenrec ch wirt-
Wenn das Elend erſchlagen, wenn die Ke“

Dann ſind wir am hbeiligen Ziel. T
Anghar für n.

u le



kt 9: Bereitſtellung von Mitteln
tadtv. Hüllmann verſchiedene Wünſ Er wünſchteVerlängerung der Straßenbahn vom Walhallathe bis zum

Deſſauer Platz und den baldigen Bau der Heidelinien.
Bürgermeiſter Seydel ſicherte die Erfüllung des e

Wunſches noch im Jahre 1919 zu. Der Bau der Heidelinien ſoll
in Angriff genommen werden, ſobald die Brücke über die Saale
(Peißnitzſtrecke) errichtet und die Kröllwitzer Brücke derart ver
ftärkt worden iſt. daß ſie die neuen ſchweren Stra
wagen befahren dürfen.

Die Punkte 10 bis 14 der Tagesordnung: Entlaſtung der
Rechnungen für verſchiedene Stiftungen uſw. boten kein
ſonderes Jntereſſe mehr. Schluß der öffentlichen Sitzung um

Aus der Provinz.
Für Beſeitigung des Religionsunterrichts in den

Schulen.
Eine von 252 Vertretern beſuchte außerordentliche Vertreter

verſammlung des Lehrer verbandes der Provinz
Sachſen tagte kürzlich in Halle. Jn einer Vorver ſammlung
wukde über die politiſche Betätigung der Lehrer
verhandelt und nach einem Vortrage von El ger Magdeburg
der höchſt merkwürdige Beſchluß gefaßt, der Lehrer habe zwar
die Pflicht, ſich nach ſeiner Ueberzeugung parteipolitiſch zu be
tätigen. die Bildung parteipolitiſcher Standesvereine ſei jedoch
baulehnen. Die Umgeſtaltung der Lehrervereine auf gewerk
chaftlicher Grundlage ſei eingehend zu erörtern und der Zu
ammenſchluß der Lehrer und Beamten Ausſchüſſen und
erbänden zu empfehlen. Das Thema Einheitsſchule
werde eingehend erörtert und den bekannten Forderungen zu
geſtimmt. Ueber die Umgeſtaltung des Religions-
unterrichts wurde gleichfalls lebhaft debattiert und u. a.
folgende Leitſäte angenommen:

„Die Schule kann ihrer Aufgabe nur dann voll gerecht wer
den, wenn ſie von allen ihre Selbſtändigkeit hemmenden
Feſſeln befreit wird. Darum iſt auch die Trennung der
Schule von der Kirche zu fordern. Sie muß darin
zum Ausdruck kommen, daß ſofort die geiſtliche Schul
aufſicht überall ab geſchafft wird, daß mit dem
Schulamt noch verbundenen Aemter abgelöſt werden, die
Vertreter der Religionsgemeinſchaften des Rechts enthoben
werden, den Religionsunterricht zu leiten oder zu beauf-
ſichtigen.“
Kein Lehrer könne verpflichtet werden, Religionsunterricht

m erteilen. Zur Schulaufſicht und Schulleitung wurde die
achmänniſche Schulaufſicht im Hauptamt, die Beſeitigung der

kirchlichen Aufſichtsrechte verlangt. Schließlich wurde einmütifolgendem an die Adreſſe des „ſozialiſtiſchen“ preußiſchen Kuß

tusminiſters Haeniſch gerichteten Proteſt zugeſtimmt:
So frendig wir die Aufhebung der geiſtlichen Ortsſchul-

aufſicht durch miniſteriellen Erlaß als erſten Schritt zur
en dlichen Befreiung des Lehrerſtandes von
ſeiner beruflichen Hörigkeit begrüßen, ſo tief bedauer-
lich war die Zurücknahme desſelben, Wir er-
heben den ſchärfſten Proteſt gegen eine Uebertragung der
der Ortsſchulaufſicht auf die Geiſtlichen.“

Das iſt recht deutlich. Ob auch für den „ſozialiſtiſchen“
preußiſchen Kultusminiſter? Jſt es nicht eine Schmach und
Schande, daß bürgerliche, noch dazu preußiſche Lehrer einen „ſo
zialiſtiſchen“ Miniſter vorwärtstreiben müſſen?

Die Elektrizitätsverſorgung der Provinz Sachſen
Der Provinzial-Landtag der Provinz Sachſen halte in ſeiner

Tagung im Mai 1917 beſchloſſen, regelnd in die Elektrizitäts
wirtſchaft einzugreifen und insbeſondere der Elektrizitäts
Groß verſorgung ſein Augenmerk zu widmen. Zu dieſem Zwecke
gründete der Provinzialverband gemeinſam mit der Deutſchen
Kontinentalen Gasgeſellſchaft in Deſſau, um mit dieſer ein
wirtſchaftlich abgerundetes Verſorgungsgebiet unter Einſchluß
des Herzogstums Anhalt zu ſchaffen, das Elektrizitäts
werk Sachſen-Anhalt, Aktiengeſellſchaft, Halle (Eſag).
Schon bei den Vorarbeiten ſind mit mehreren au r Braun
kohle gelegenen Großkraftwerken in der Provinz omliefe
rungsverträge abgeſchloſſen worden, die auf die Eſag über-
gingen, während andere von der Gasgeſellſchaft eingebracht
vurden. Der Braunkohlenreichtum der Provinz hat während
des Krieges gewaltige Großkraftwerke entſtehen laſſen, die der
Elektrizitäts-Groß wirtſchaft der Provinz ebenfalls dienſtbar
jemacht werden können. Die Eſag wird die in dieſen Kraft
verken zur Verfügung ſtehende elektriſche Leiſtung in einem
leiſtungsfähigen Fernverſorgungsnetz über die re Provinz
Sachſen und Anhalt, ſowie die angrenzenden Gebiete verteilen,
um die beſtehenden Ueberland-Zentralen, ſtädtiſchen Elektri-
zitätswerke und groß induſtriellen Unternehmungen daraus zu
verſorgen.

Dieſe werdende Elektrizitäts-Großverſorgung der Provinz
iſt berufen, eine eminent wichtige volkswirtſchaftliche Aufgabe
der Zukunft zu erfüllen. Sie wird vor allen Dingen eine
darſamere Haushaltung unſerer Kohlenvorräte bringen und
ntlaſtend auf die Transportſchwierigkeiten einwirken. Dieſe
Naßnahmen ſind durch den unglücklichen Krieg in ihrer Durch
ührung aufgehalten worden und werden es jetzt um ſo mehr,
5 die zu errichtenden Leitungen und Transformatoren-
alionen gegenüber der Friedenszeit eine weſentliche Ver-
erung erfahren haben. Der Eſag wäre es unter den heu-
gen Verhältniſſen dadurch auf lange Zeit unmöglich, die ihr
zſtellten Aufgaben durchzuführen. Durch die von dem
emobilmachungsamt ergangene Verordnung über Notſtands-
aßnahmen iſt es nunmehr ermöglicht, einen erheblichen Teil
r Vertenerung auf ſtärkere Schultern abzuwälzen, ſo daß

Möglichkeit beſteht. daß die Eſag ihre Pläne als Not
inds arbeiten zur Durchführung bringen kann. Sie hat

daher entſchloſſen, einen großen Teil der geplanten Lei-
gen ſofort in Angriff zunehmen und in kürzeſter
ſt durchzuführen. Es handelt ſich um den Bau mehrerer
Kilometer, auf eiſernen Gittermaſten verlegter elektriſcher

hſpannungsleitungen und um die Errichtung einer ge7
ahl umfangreicher Transformatorenſtationen für eine

r von zunächſt rund 100 000 Kilowatt.
chgeführt werden ſoll in erſter Linie eine Leitung von
erfeld nach Magdeburg mit Anſchluß an die Reichs-
z nach Berlin. Ferner eine Verbindungsleitung zwiſchen
raftwerken Gröbers bei Halle und Nachterſtedt bei
ſtadt zur Verſorgung des weſtlichen und ſüdlichen Teiles
rovinz. Beide Leitungen werden alsdann zu einem Ring
Rengeſchloſſen werden, auf dem die Großkraftwerke ge-
mm arbeiten. Ferner beabſichtigt die Eſag die Verſorgung
s nördlichen Teiles der Provinz, um den noch unver-

land wirtſchaftlichen Gebieten ebenfalls die Vorteile
ktrizität zuzuführen. Dieſe Bauten einſchließlich der

ſten Transformatorenſtationen können mehreren tauſend
rn Beſchäftigung und der Jnduſtrie nach vielen Mil-

nizählende Aufträge bringen. Es wäre lebhaft zu wün-
daß dieſes großzügige Projekt auch durchgeführt werden
um dadurch der Arbeitsloſigkeit zu ſfteuern. Das Reich
»ird für ſeine Arbeiten über die geplante Reichs-Elektri-

riſchaft durch die in der Provinz Sachſen geſchaffenen
n nützliche Anregung finden können.

Die Ungabhängige Sozialdemo-e i hält am Mittwoch abend 734 Uhr im Reſtau-
r in der Steinſtraße eine Mitgliederverſamm-
en wichtiger Beſprechungen über die Stadtver-
iſt das Erſcheinen ſämtlicher Genoſſen und Ge

dingt erforderlich.
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en Parteien unſerer

Li r
fanges haben ſie auch einige Arbeiter mit auf ihre Liſten r
nommen, natürlich wurden ſie an ledter Stelle geſedt. wo ſie
niemals gewählt werden können. Die Arbeiter werden auf
dieſen ſchlauen Trick aber nicht hineinfallen und nur die Liſte
Waſſerfuhr wählen.

Eisleben. Zur Stadtverordnetenwahl ſind folgende
Parteigenoſſen als Kandidaten vom Sozialdemokratiſchen Ver
ein aufgeſellg W. Chriſtange, L. zrirg Herling, L.

er, A. Puſtelny, P. Glaubrecht, J. Wieſen. F. Röder,
E. Peßlex, P. h. G. Morgenſtern, F. Engelhardt, H.
Richter M. Hopfmann, W. Wittek. K. Lammer, S. Mi
A. H. Ehrhardt, E. Reinhardt, A. Feſſel, Th. Schmidt,
B. Die Parteigenoſſen müſſen nunmehr lebhaft dafür
agitieren, daß die unabhängige Liſte rinnen ee mög ich
größte Stimmenzahl S lle Frauen und Männer, die zu
den Nationalwahlen olfen haben, ſollen ſich wieder in denDienſt zu den jetzigen Vadten ſtellen durch Verbreiten von Flug

blättern, die im Bürgergarten abzuholen ſind, und auch am
onntag vor den Lokalen mit Stimmzetteln. Am Mittwoch
ndet bei Feſſel eine Wählerverſammlung ſtatt, in welcher die

Kandidaten ihr Programm vortragen werden. Alſo: auf zur
Agitation für die Liſte Chriſtange.

Gerbſtedt. Hier fand am Sonntag eine gut beſuchte Wähler

r ſtatt, die ſich mit der r Stadtvervrdnetenwahl beſchäftigte. Genoſſe Oſterburg Halle re
ferierte über das kommunale Programm und die Aufgaben im
Stadtparlament. P der Diskuſſion kam zur Sprache, daß die
Verwaltungskoſten der Stadt zu hohe ſeien. denn ſie betragen
pro Steuerzahler und Jahr 5--8 Mark. Ferner wurde den Re

r r 3 eine et Jnkonſequenz nachgewieſen, dennſie haben auf ihre Kandidatenliſte auch einen Chriſtlichſozialen

(Katholiken) mit aufgenommen. bringen wir
unſere Liſte zum Abdruck: Wahlvorſchlag Trümpler. Au ſ
Trümpler. Bahnarbeiter; Karl Herſenzenier. Bergmann; BVil-
helm Knopf, Bergmann; Otto Roſenberg, Zimmermann; Wil-
belm Beyer, Bergmann:; Otto Diener, oſſer:; n Goſch,
Bergmann Wilhem Anders, Bergmann; Wilh. Lange, Berg-
mann:; Guſtav Etzold. Eiſenbahnſchaffer; Otto Geffers, Fahr-
radReparateur; Robert Barthel. Bergmann: Ernſt Fügner,
Bergmann; Karl Wiebach, Bergmann; Friedrich Gebhardt,
Bergmann; Otto Lier, Bergmann; Karl lze, Bergmann;
Franz Lüdicke. Bergmann Wilhelm Wittenberg, Bergmann;
r lir VPohl, Bergmann Otto Fretzer. Bergmann; Emil Lie-ing. Berqmann; Wilh. Zeiſing, Zimmermann; Paul Schlag.
Formermeiſter.

Wansleben. Parterverſammkung. Am Freitag fand
eine gut beſuchte Mitgliederverſamlung der Unabhängigen
Sozial demokratiſchen Partei ſtatt. Als Kandidaten zur Ge-
meindewahl wurden folgende Genoſſen aufgeſtellt: Artur

ubert, Gaſtwirt; Wilh. Pfau, Fabrikarbeiter; Adolf Scholz,
chloſſer; Otto Schild, Bergarbeiter; Paul Röhrig, Schmied;

r Beyer, Bergarbeiter; Friedr. Wagner, Bergarbeiter;
to Kretzmann, Gaſtwirt; Hermann Schreck, Salinenarbeiter;

Wilhelm Dietrich, Bergmann; Hermann Marx, Bergarbeiter;
ermann Schmidt jun., Kaufmann. Die Zeitungskommiſſion
eſteht aus den Genoſſen Wege, Potzazeck und Biermann. Alle

Beſchwerden über unpünktliches Zuſtellen der Zeitung ſind an
dieſe Genoſſen zu richten. Zur Annahme gelangte ein Antrag,
Bildungsabende zu arrangieren, um mehr Wiſſen unter der
Arbeiterſchaft zu verbreiten. Zu diefem Zwecke wurde eine
Bildungskommiſſion gewählt. Ferner wurde beſchloſſen, Frei-
tag, den 28. Februar, abends 7 Uhr, im Seebad eine Volksver
ſammlung abzuhalten.

Biſchofrode. Der Sozialdemokratiſche Wahlver-
e in beſchäftigte ſich in einer gut beſuchten Mitgliederverſamm-
lung mit der hier am 2. März ſtattfindenden Gemeindevertreter-
wahl. Es wurden ſodann folgende Genoſſen als Kandidaten
aufgeſtellt: Heinrich Bein, Otto Weißenborn, Albert Kröckel,
Karl Liebert, Karl König, Heinrich Becker, Otto Weber, Otto
Jedermann und Otto Tennſtedt. Wir richten nun an alleWähler und Wählerinnen die dringende Mahnung, geſchloſſen
für die Liſte der U. S. P., die als erſten den Namen Heinrich
Bein enthält, einzutreken. Laßt Euch nicht irreführen durch
die Liſte der Gegner, in welcher auch ein paar Namen von
Arbeitern enthalten ſind. Die U. S. P. vertritt die Intereſſen
der kleinen Landwirte, Geſchäftsleute und Beamten genau ſo,
wie die Intereſſen der Bergleute und land wirtſchaftlichen Ar
beiter. Unſere Partei hat hier glänzende Fortſchritte gemacht.
Zählten wir vor dem 9. November nur einzelne Mitglieder. ſo
haben wir jest die ſchöne Zahl von 150. Aber immer noch ſtehen
uns viele Arbeiter und Arbeiterinnen fern. Dieſe für uns zu
gewinnen muß unſerer aller vornehmſte Aufgabe ſein. Darum
agitiert fleißig für die Partei und werbt Volksblattleſer.

Herzberg. Eine ſehr gut beſuchte ſozialdemokratiſche Wähler-
verſammlung zur Stadtverordnetenwahl fand am Freitagabendim Schützenhauſe hier ſtatt. Die vom Wahlansſchuß vorge
ſchlagene Liſte mit dem Anfangsnamen Karl Görner wurde
von der Verſammlung für gut befunden. In der Diskuſſion
verſuchte ein DeutſchDemokrat die ſozialiſtiſche Kommunal
politik als undurchfürhbar hinzuftellen. Er glaubte durch aller
hand dumme Mätzchen unſer Programm als Phraſe hinzuſtellen.
Der Herr wurde von den Anweſenden au?gelacht. Wähler und
Wählerinnen! Bedenkt, daß dieſe demokratiſche Herrn ſich bei
der Wahl mit den Konſervativen auf eine Lifte vereinigt haben,
damit ja die böſen Sozialdemokraten die Mehrheit bei der
Stadtvertretung nicht erhalten. Stellt den demokraliſch-kon
ſervativen Blocksherrſchaften die Quittung aus, indem ihr ge
ſchloſſen ſtimmt für die Liſte Kaxl Görner.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 26. Februar 1919

Tätigkeitebericht der Ernährungs- Kommiſſion des
A. und S. Rates Halle a. S. Abteilung Stadt):

Jm Anſchluß des Anfang Januar 1919 erſchienenen Tätig
keitsberichtes vom 11. November bis 30. Dezember 10918 führte
die Ernährungskommiſſion des A. und S.-Rates vom 1. Januar
bis 8. Februar 1919 insgeſamt 68 Beſchlagnahmen durch, und
zwar waren 86 Beſchlagnahmen mit, 27 Beſchlagnahmen ohne
Erfolg. Außer den mit Erfolg durchgeführten Beſchlagnahmen
wurden zahlreiche Fälle von Geheimſchlachtungen (wo keine
Fleiſchmengen vorhanden), ebenſo zahlreiche Höchſtpreisüber
ſchreitungen zur Anzeige gebracht.
Erfolgreiche Veſchlagnahmen: Reſtaurant Schloß Haus Frei
imfelde: 10 Pfund Pferdefett, 40 Pfund Pferdefleiſch, 4 Pfund
Pferdegehacktes. Da Diebſtahl, an Vereinigung r Ver
wertung von Schlachtpferden zurück. Hilmar Kaufmann
2 Sack (186 Pfund) Weizen zur Aufvewahrung an Talamt-
ſchule. Roßſchlächter Strömer: 14 Pfund Pökelfleiſch zur
Verteilung an Schlachthof. Löſer, StadtSchützenhaus:
50 Pfund weiße Bohnen an Talamtſchule. 1 Pferd, bei einer
hieſigen Firma eingeſtellt, beſchlagnahmt und der An tendaptur
des 4. A.K. überwieſen BortheSeydel, Halle: 10 Kom
mißbrote an Kriegsverpflegungsanſtalt. Mehle, Halle:
s Büchſen Konſerven (Bluiwurſt) an Talamtſchule. Be
amtenſtellvertreter Dahl: 18 Waggons mit Lebensmitteln:
52 Pfund Grieß, 16 Pfund Nudeln, 80 Pfund Würfelzucker,

zur Stadtverordnetenwahl gverbu re

96 Pfund Weizenmehl. 17 Pfund gebrannter Kaffee, 47Speck, 11 Pfund Schinken, 17 Pfund Reis, 6 3
ſerven. 6 Pfund214 Pfund r Tee, 314 Pfund Gemüſekon

Haferflocken. 4 Pakete Lichie, 7 Pfund ruſſiſche Konſerven,4 Pfund Rindfleiſchkonſerven, 4 Pfund gelitten.
3 Pfund Fleiſchkonſerven. 10 Pfund Rindfleiſchkonſerven, 1634
Pfund Weizenmehl II, 28 Pfund Viktorigerbſen, 2 Vfund ge
mahlenen Zimt, überwieſen an Tahmiſchule, Außerdem an
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flaumen, 108 Pfund8 nd getrocknete fund getroane hof. Arndt,Kartoffeln, 264 Pfund Rindfleiſch an Schlgh Zentner Quark, 800 Käſe Verfügung des Stadt
rnährungsamtes. Unbekannt, Halle: Schlachtpferd an Ge

meinde endorf, da zuſtändig. M. Wurmſtich, Halle:
6 Sack (842 Pfund) Erbſen an Talamiſchule. Schweins-
berg u. Schröder, Halle: 70 Pfund Erbſen, ſichergeſtellt
ur 7 des Reichskommiſſars. Auer u. Schaaf,da 24 Büchſen Rindfleiſch (à 400 Gramm), 7 Büchſen Gou-

aſch (à 500 Gramm) an Milit z &5 Verfü 2
Frieſer, Halle: 58 Pfund Mehl, s Pfund Grieß an Talamt-
ſchule. Hennig, Halle: 11 Pfund Sacharin, 8,2 Pfund
Kernſeife, 40 Pfund Schokoladenpulver an Talamtſchule.
Buchheiſter, Halle: 1 friſcher nken, 2 halbe Speckſeiten
(insgeſamt 20 Pfund) an Schlachthof. t h alle:60 und Weizen 80 Pfund Weizen und Hafer zur
Verfügung der Gewerbepolizei. M. Schulz Halle: zirka
30 Pfund Gerſte, 4 Pfund Weizen 1 Kentner Hühnerfutter,
1 kleine Schrotmühle zur Prrtwaung der Gewerbepolizei.

R. Liebig, Halle: 4 Zentner Gerſte S Je hagung der
ewerbepolizei. Söffing, Halle: fund Weizenmehl,30 Pfund Weizen, 20 Pfund Zucer. 10 Pfund Braten. ge

räucherter Schinken 1 geräucherte Speckſeile zur Verfügung der
Gewerbepolizei. Riede, Halle: 150 Pfund Weizenmehl an
Talamtſchule. Herm. Heſſe, Biſchoſsroda: 20 Eimer Mar
melade, 175 Pakete Suppen (à 14 Pfd.), 22 Pfund loſe Suppen
an Talamtſchule. Unbekannt, Haupibahnhof: 42 Pfund
Schweinefleiſch an Schlachthof Querndt, Halle: 100 Pfd.
Graupen bis zur weiteren r Beſider ſichergeſtellt.

Hofſchmidt, Halle: 75 Pfund Kleie bis J weiteren Ver
fügung beim Beſitzer ſichergeſtellt. F. Meyer, Jole:
3 Büchſen Rindfleiſch (à 1750 Gramm) an Talamtſchule
Wilhelm Heinicke, Halle: 8 Vüchſen Leberwurſt (à1700 Gr.)
an Talamtſchule. Krabbe, Hulle: 1 anggeſchlachtetes
Schwein (83 Pfund) an Schlachthof; 2 Sack (76 Pfund) grüne
Erbſen, 1 Sack (90 Pfund) Feldbohnen an Talamtſchule.
Gorgas, zirka 100 Pfund Erbſen zur Ver ügung des
Reichskommiſſars. Klauder. r irka 50 Pfd. W
n Pfd. Erbſen, 11 Knadwürſte, 2 Blutwürſte, 4 Schwar-
enwürſte.

Jnsgeſamt wurden in der Zeit vom 11. November 1918 bis
18. Februar 1919 folgende Mengen beſchlagnahmt und der All
gemeinheit durch gerechte Verteilung zugeführt: Geſamt-
beſchlagnahme: 7 Zentner 15 Pfd. Zucker, 20 Kiſten Weichkäſe,
300 Stück Käſe, 1 Zentner Quark. 26 Zentner 7458 Pſd. Erbſen,s Zentner 874 Pfd. Gerſte, 8 Zentner 58 Pfd. Weizen 8 Ztr.
724 Pfd. Weizenmehl, 7 Ztr. 380 Pfd. Roggenmehl. 26 Vfd.
Gerſtenmehl, 50 Pfd. weiße Bohnen, 90 Pfd. Feldbohnen, 17 Pfd
Reis, 60 Pfd. Grieß, 6 Pfd. Haferflocken, 16 Pfd. Nudeln, 75 Pfd.
rrher Kaffee, 17 Pfd. gebrannter Kaffee, 45 Pfd. Schokoladen
pulver, 2 Pfd. Tee, 2 Pfd. Zimt, 324 Pfd. Gemüſekonſerven,
5 Ztr. 10 Pfd. Vagobſt. 10 Zir. 8 Pfd. Kartoffeln. 2958 Pfd.
Butter, 19 Stück Kommißbrote, 15 Pakete Kunſthonig, 1 FaHonigkuchen, 156 Pfd. Kernſeife, 4 Pakete Kerzen, 11 ſt
Seifenpulher. 100 Pakete Geleepulver, 1 Büchſe Fleiſchbrüh-
würfelerſatz, 199 Pfd. Suppen in Paketen, 1 Ztr. Graupen,
2 Ztr. 5 Pfd. Miſchgetreide. 20 Eimer Marmelade, 11 Pfd. Sa-
charin, 9860 Kilogramm Speiſemöhren, 100 Ztr. Futterrüben,
8 Schweine (Schlachtgewicht 1 Ztr. s Pfd.), 1 Schwein Schlacht
gewicht 83 Pfd. 1 Ztr. 116 Pfd. Schweinefleiſch. 2 Ztr. 64 Pfd.
Rindfleiſch, 44 Pfd. Pferdefleiſch, 10 Pfd. Pferdefeit, 47 Pfü
Speck, 1255 Pfd. Schmalz, 6 Pfd. Talg, 8 Büchſen Konſerven
wurſt, 78 Büchſen Konſervenfleiſch, 2 Pferde, 14 Pfd. Pökel-
fleiſch, 5524 Pfd. Speck und Schinken, 22 Pfd. Knackwurſt, außer
dem 35 Knackwürſte, 7 Pfd. Leberwurſt, 9 Leberwürſte. 9 Blut
würſte, 4 Schwartenwürſte, 2 Speckſeiten, 18 Stücke Schweine
fleiſch, 7 Stücke Rindfleiſch, 2 Schinken, 4 Stücke Speckh, i Stück
Kamm, 2 Stücke Rippen, 2 Schwanzſtücke, 8 Pfd. Schmer, ein
geräucherter Schinken 1 geräucherte Speckſeite, 18 Würſte.

Die beſchlagnahmten Erbſen unterliegen lt. Reichsgeſetz der
Verteilungsſtelle für Getreide und Hülſenfrüchte. Sie kamen
aus dieſem Grunde nicht zur Verteilung in der Stadtgemeinde,
ſondern wurden dem zuſtändigen Reichskommiſſar zur weiteren
Verfügung überwieſen.

Hallenſer in den Verlnſtliſten.
Als in Halle und feinen Vororten geboren werden in den

Verlnuſtliſten gemeldet:
Verluſtliſte Nr. 1362. IJnfanterie- Regiment Nr. 57: Gefr.

Paul Riede verm. ReferveJnfanterie- Regiment Nr. 206
(Berichtigung früherer Angaben): Karl Blank aus Gefangen
ſchaft zurück. Jnfanterie- Regiment Nr. 835: Otto Langeverm. Vizefeldw. Max Märker verw. FeldartillerieRegi-
ment Nr. 104: Gefr. Fritz Schmidt gefallen 4. 10. 18. Gefr. Max
Reinhardt l. verw.
Verluſtliſte Nr. 1363. m r iment Nr. 18 (Verich-

tigung früherer Angaben): Heinrich BVartels bish. verm., in
Gefangenſch. Jnfanterie- Regiment Nr. 26: Gefr. Emil
Teubner l. verw. Reſerve-Jnfanterie-Regiment Nr. 30:
Vizefeldwebel Alfred Pöge verm. Leib GrenadierRegiment
Rr. 109: Unteroffiz. Willi Krauſe ſchw. verw. Landwe zu
fanterie- Regiment Nr. 429: Albert Reichardt l. verw., bei ber
Trupye. Jnfanterie-GeſchützBatterie Nr. 11: Heinrich See
land bish. ſchw. verw. geſtorben am 29. 4. 18. Fernſprechzug
n e gar geſtorben e Krankheit am 13. 12 18.

erluſtliſte Nr. 1364. Reſerve-Jnfanterie- Regiment Nr. 234:Lenin. Gerhard Huſſerl ſchw. verw. 8
Verluſtliſte Nr. 1365. Reſerve-Jnfanterie- Regiment Nr. 65:

Guſtav Eggers verm. Jnfanterie- Regiment Nr. 860: Gefr.
Wilhelm Schultz bish. ſchw. verw. geſtorben am 16. 12 R.
Jnfanterie- Regiment Nr. 458: Bruno Vandermann l. verw.
Jnfanterie- Regiment Nr. 458: Willi Selka verw.

Verluſtliſte Nr. 1366. ReſerveJnfanterie-Regiment Nr. 111:
Friedrich Schuboth verm. Alfred Leibe verm. FägerRegi
ment Nr. 11 (Garde-Reſerve-Schützen-Bataillon): Albert
ger verm. Reſerve-Radfahrer- Kompagnie Nr. 79: Ernſt Vött
cher verm. Maſchinengewehr-Scharfſchützen- Abteil. 64:Gefr. Albert Meidenbauer gefallen am 23. 10. 18, teil. n. Ü

Das Mieteinigungsamt bringt folgendes zur Kenninis:
1. Mieter, deren a durch Entſcheidung desMieteinigungsamtes oder durch einen vor dem Mieteinigungs
amt geſchloſſenen Vergleich zu einem beſtimmten g272 unkt
1. Juli, 1. Oktober uſw.) verlängert worden iſt, müſſen ſpäte
ens zwei Monate vor dieſem Zeitpunkt beim Mieteinigungsamt, Schmeerſtraße 1 I, Antrag auf weitere Verlängerung des

Mietverhältniſſes ſtellen, wenn ihre Bemühungen um Eriannnng
einer anderen Wohnung erfolglos geblieben ws Später ein

Anträge müſſen zurückgewieſen werden (F 2 Abſ. II
er Mieterſchutzverordnung). 2. Hauswirte, Abver

mieter werden nochmals auf die rechtzeitige Einholung der
Zſtimmung des Mieteinigungsamts zu einer beabſichtigten

ündigung aufmerkſam gemacht. Auf rechtzeitige Erteilung
der Genehmigung kann nach der Geſchäftslage des Amts nur
gerechnet werden, wenn der Genehmigungsantrag eingeht:
a) bei den Quartals- und Halbjahrskündigungen ſpäteſtens
am 65. des dem Quartalserſten vorangehenden Monats, alſo
diesmal am 5. März; b) bei Kündigungen, die zu jedem
Monatserſten zuläſſig ſind (möblierte Zimmer), wenn der Ge
nehmigungsantrag ſpäteſtens gm 2. des Monats eingeht, in
dem die Kündigung ausgeſprochen werden ſoll. Soll alſo am
15. März zum 1. April gekündigt werden, ſo iſt die Genehmigung
ſpäleltens am 2. März zu beantragen.

eizen

All
meld
haus

W
Die

kramp
nach u
nünze
und
geitu
ſchaft.

demok
linge“
hafte
die He

ein W
nur je
aufhör
verlor
einer
werkes
Hetzen
der W
gen a
währe
tanntl
ein a
alſo a

Alle

Gruß
wünſ
nicht
Tſche
oder


	Volksblatt <Halle, Saale>
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 48.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zum Volksblatt.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







